


































Straßen, die ständig von der Pol izei verfolgt sind. Nicht nur 
der Antei l der Löhne am Nationaleinkommen ist rapide ge­
fa llen (nach Angaben der Vicaria de la solida.ridad von 
61,7 % im Jahre 1971 auf 44 ,4 % im Jahre 1977), das Staats­
kapital längst zersetzt, die hohen Kosten schrecken Investito­
ren ab usw. Das Gesundheitswesen. das Erziehungswesen, 
d ie Sozialversicherung sind in einem lamentablen Zustand. 
Lediglich die Bereiche. die im besonderen Interessengebiet 
der multinationalen Konzerne liegen, weisen zwar rege ln­
vestilionstätigkeil auf. Wegen ihres Rationalisienmgseffekts 
wirken sie sich aber auf die Arbeitslosenziffern nachteilig aus. 

Die Frontstellung von Kirche und Christdemol.ratie 

Die Schwierigkeiten in der Wirtsc.haftspolitik sind vor allem 
der Grund daß ehemals den Putsch der Junta befür­
wortende oder zumindest nicht abgeneigte soziale und poli­
tische Kräfte sich zunehmend in Opposition stellen oder sich 
zumindest von der Junta distanzieren. Das gilt vor allem 
für die Stellung der Kirche, die - wie ihre öffentlichen 
Erklärungen zeigen - in immer schärfere Frontslellung tritt. 
Dies wurde mir auch in dem Gespräch mit dem Ka!"dinal 
deutl ich. Er ließ keinen Zweifel. daß er die Repressionspoli­
tik der J unta scharf ablehnt, wenn er die Kirche /lI uch insge­
samt als machtlos betrachtet, was sicherl ich nicht den Tat­
sachen e ntspricht. In seiner Predigt anläßlich der Toten­
messe für den verstorbenen apostolischen Nuntius, kritisierte 
er öffentl ich in Anwesenheit von Pinochet und anderen Mit­
gl iedern der Junta die Verletzungen der fundamentalen Men­
schenrechte und Bürgerrechte durch die Regie nmg. Wenn ich 
dieses Gespräch mit meinem Gespräch vor I 112 Jahren mit 
einem Vertreter des Kardinals vergleiche. in d.em dieser 
immerhin noch einiges Verständnis für die Junta angesiChts 
des von ihm behaupteten Chaos in der letztem Zeit der 
Allende-Regierung zeigte, so war diesmal von dil:ser Rück­
sichtnahme nichts mehr zu spüren. Es war nur noch die ab­
lehnende Haltung festzusteHen . 
ÄHnliche Akzentverschiebungen stellte ich ;n m<! inem Ge­
spräch mit führenden Christdemokraten. aber aucb in meiner 
Unterhaltung mit dem Präsidenten des Obersten Gerichtes 
Eyzaguirre fest. Dieser beschränkte sich auf die komme ntar­
lose Wiedergabe der Meinung Pinochets z. B. zur Aufrecht­
erhaltung des Belagerungszustandes. Nach wie vor herrscht 
Kriegszustand in Chile . da der äußere Feind in das Lnnere 
de r Nation eingesickert sei. Auch bei Nachfrage ';ermied er 
es, eine e igene Meinung zu formulieren. Ein deutlic:hes Unbe­
hagen war nicht zu übersehen. 
Trotz der fe stgestellten Labil ität betrachteten jedoc:h alle Ge­
sprächspartne r im Augenblick die Position der Junta als nicht 
grundlegend gefahrdet. Sie fli hren dies in erster Linie auf die 
noch mangelnde Einigung aller antifaschistischen Kräfte zu­
rück. 

FRAGE: Also sind die Chancen für die Realisüerung der 
Einheit aller antifasch istischen Kräfte nach der "VO:kSolb­
stimmung" gewachsen? 
G . STUBY: Ja, SO meine Gesprächspartner. Die t-:lerste llung 
de r notwendigen Einheit über das Spektrum der U nidad Po­
pu lar hinaus, insbesondere die Verständigung mit den Chris t­
demokraten wegen ihrer Bedeutung und Rückwi.rkung auf 
A nnee und Gewerkschaften , wird als besonders vordringlich 
betrachtet. 
Der Ve rsuch der Junta, durch das Referendum eine ver­
lorene bzw. nie besessene Legit imität zu muß da­
he r als gescheitert betrachtet werden. Die Volksabstimmung 
hat die fortschreitende Labi lität der Junta nicht aufhalten 
können . Vielmehr hat sie einerseits die NOIwendigkeit der 
he r.lUstellenden Einheit aller antifaschistischen Kräfte stär­
ke r demonstriert , zum anderen auch die realistisch.! Perspek­
tive der Bese itigung der Junta o ffenbar gemacht, deren Ver-
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wirklichung von d ieser Einheit in einer Programmatik ab­
hängt, die über den Sturz hinausreicht. 

FRAGE: Nach ncuestcn Angaben ist die Zahl der Ver­
schwundenen auf ca. 3000 gestiegen. Wie reagieren die chile­
nischen Behörden auf diesbezügliche Anfragen? 
G. STUBY: Die Behörden leugnen nach wie vor, daß sich die 
Be troffenen je in ihrem Gewahrsam befunden haben. Für das 
Phänomen des massenhaften Verschwindens von Leuten fin­
den sie allerlei Ausflüchte . So versicherte mir der Präsident 
des Obersten Gerichtes, Eyzaguirrc, allen Ernstes. viele Män ­
ner verschwänden, we il dies wegen der Sehwkrigkeitcn der 
Ehescheidung in Chile die beste Möglichkeit wäre, aus der 
Ehe zu entweichen. 
Das gleiche Argument hörte ich auch in der deutschen Bot­
schaft. Dort wurde übrigens die Meinung vert reten, in der 
Allende-Zeit hätten sich viele Chilenen bis zu 5 Pässe zuge­
legt, was jetzt VCf\\'irrung stifte. Auch hinsicht lich der Vor ­
gänge in der Colonia Dignidad wurden eigenartige Vorstel ­
lunge n entwickelt. Die Botschaft der BRD habe sich selbst 
um Aufklärung bemüht. Sie sei zu dem Ergebnis gekommen ­
und es läge eifl umfangreicher Bericht dem AA vor - daß es 
für irgendwelche Verbrechen keine Anhaltspunkte gäbe. 
Man habe sich der entwickelten Naehforschungsmethoden 
des bundesrepublikanischen Nachrichtendienstes bedient. So 
z. B. seien von der chilenischen Luftwaffe zur Ve rfügung 
gestellte Luftaufnahmen ausgewertet worden. 

Die ncuesten Zah len ze igen , daß die Rate des Versehwin· 
dens. wie überhaupt der allgemeinen Verhaftungen gesunken 
ist. Allerdings sind bei der gegenwärtigen Verhaftungspraxis 
neue Momente festzustellen. Die DINA bzw. ihre Nachfo lge­
organisfl tion CNI geht bei Verhaftungen gezie!!er vor. Wur­
den frühe r umfangreiche Verhaftungen vorgenommen. um 
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Versdlwundenen.lklq 

Dieses llokument bestätigt, da6 CLAUDIO ENRlQUE CON­
TRERAS HERNANDEZ. der zum Heer der verschwundenen 
Gefangenen zählt, zumindest diese PoJizeistation .. durchlaufen" 
hat. Eine der wenigen Erklärungen. die überhaupl abgegeben 
wurden ... 



Angeh6tlge von Verschwundenen in 50nll" 110 - 3 von 3000. Sie betrifft 
Pinodletr Ankündigung auf FreJlouun" der poll!iadum Gefangenen An­
(ang April d. J. nIellI, wird ihre EXII/enz doch weile t von der Junta I/tleUII' 
MI. FreJlauung der Veudlwundenen - la Ulel die Forderung der Stunde I 

ganz bestimmte Leute auszusieben, we rden die Betreffenden 
jetzt unmittelbar fes tgenommen. Das deutet auf eine umfang­
reiche und verbesserte Vorarbeit des Geheimdienstes hin. 
V iele der Verschwundenen tauchen nach einigen Ta.gen wie­
der auf. Meist wurden sie an unbekannten Orten - man geht 
mil den Gefangenen hinsichtlich der Al.Isschaltung ihre r Wahr­
nehmungsfahigkeit noch sorgfli ltiger um als früher - so ge­
fo ltert, daß keine Foltcrungsspuren zuri.ickbleiben, oft wur­
den sie mit Drogen behandelt. Auf diesem Weg gelingt es, 
sie über längere Zeit nach ihrem Auft auchen zum SI:hweigen 
zu bringen , da ihr Wahrnchmungs- und Erinnerungsvermö­
gen herabgesetzt ist. 

Verfeinerung der Repression 

Eine belicbte Methode ist es auch, die vorübcrgeh'~nd Ver· 
haftcten und Gefolterter. während der Sperrzeit freizu lassen, 
so daß sie sofort wieder von anderen Polizeikräften festge· 
no mmen werden. Der Behauptung ihres Verschwindens wird 
dann das Argument entgegengesetzt, sie hätten sich herum· 
getrieben. 
An d iesen Methoden zeigt sich, daß nicht nur die Fo lter 
selbst, sondern die Repression insgesamt " wissenschaftli. 
eher" und ausgefeil ter geworden ist. 

Hinsichtlich der schOr! bekannte n Fälle der Verschwundenen, 
vornehmlich der im Mai 1976 Verhafteten, wie Victor Diaz. 
Ma rioZamarano,Jose Weibel u. a. , gibt es kaum meue Mo­
mente. Nach wie vor leugnet die Junta. mit den V,~rhaftun­
gen etwas zu tun zu haben. Alle recurso de amparo (Haft · 
fests tell ungsanträge nach der Habeas·Corpus·Akle, d. Red.) 
sind als unzulässig zurückgewiesen worden und die .. nschlie· 
ßend eingekileten Strafverfahren kommen deswegen nicht 
weiter, weil d ie von den Verwandten und Freunden der 
Verschwundenen vorgetragenen Beweise für ei n strafbares 
Verhalten der Behörden von den Gerichten nicht als hin­
reichend akzeptiert werden . 
Insgesamt ist zu dem Problem der verschwundenen Gefan· 
genen zu sagen, da ß es einen politischen Angelpunkt in der 
weiteren Entwicklung darstell t. Würde die Regierung zuge­
ben, irgendetwas mi t den Verschwundenen zu tun 2:U haben, 
SO würde sie ihr illegales Verhalten - und dies nach den von 
ihr selbst gesetzten Normen - eingestehen. 

Für die ant ifaschistischen Kräfte verbirgt das Problem der 

Verschwundenen - ob sie nun leben oder nicht - eine grund­
sätzliche PrOblemati k, die weit über das Ziel des Sturzes der 
Junta hinausreicht. Alle d~cjenigen , die im Staatsapparat, sei 
es in de r Exekutive , sei es in der Judikative. mit dem Problem 
der Verschwundenen unmittelbar oder mittelbar verantwort· 
lich zu tun hatten, müssen nach nationalem chilenischem und 
nach internationalem, auf den Grundsätzen von Nümberg be­
ruhendcm Recht bestraft werden (vgl. dazu AlB 111977). 
Das trifft nicht nur auf die unmittelbaren Folterer und Töter 
zu, sondern auf alle das vcrbrecherische System legitimieren· 
den Kräfte. In dem verzweife lten Bemühen, alle Spuren zu 
vClVlischen. scheinen diese Kräfte das auf sie zuko mmende 
Gerich t schon vorauszuahnen. 
Die Forde rung der Bestrafung is t auch wegen der hieraus 
folge nden Konsequenz fü r die Neugestaltung des Staatsappa· 
rates notwendig. Insbesondere gilt dies für die Definition 
der ne uen Ro lle der Just iz wie sie in einer demokratischen 
Ko ntrolle z. B. durch das Parlament - eine Konzeption, die 
sich vom Unabhängigkeitssyndrom absetzt - zum Ausdruck 
kommt. die Situation is t mit der in Deutschland nach 1945 
zu vergleichen. Daß d ie Brisanz dieses Problems gesehen 
wird, und zwar je verschieden nach dem politischen Stand· 
ort, konnte ich in mcinen Gesprächen im mer wieder fest· 
stellen . Besonders Christdemokraten können sich trotz aller 
gegenteiligen E rklärungen nur schwer von Unabhängigkeits­
syndromen für die Justiz freimachen, wie sie auch in unserer 
reehtspol itischen Diskussion vorherrschend sind. 
Das Problem der Verschwundenen hat sich überdies als das 
wirksamste Mobi lisierungselement fü r demokratische Gegen­
aktionen dargestellt. Der Hungerstreik der Frauen, die ver· 
hältnismäßig defensive Reaktion der Behörden auf ihn wie 
insbesonde re auf das Verhal ten der drei Frauen, die vor den 
Vereinten Natio ne n aussagten, die Gestaltung ihrer Einreise, 
obwohl man angekündigt hane, sie nicht einreisen zu lassen, 
d ie zahlreichen ö ffentlichen Demonstrationen mit ihren 
Rückwirkungen in die internationale Öffentlichkeit zeigen 
deutlich , daß hier eine gerahrliche Achillesferse der Junta be­
steht. 
Die Familienangehörigen sind sich der politischen Dimension 
des Proble ms bei a llem persönlichen Schmerz bewußt. Sie 
haben längst begriffen, daß die öffentliche politiSChe Aktion 
die einzige rcale Chance sowohl für ihre verschwundenen 
VClVlandten - obwohl sie sich .hinsichtlich des Obcrlebens 
keine Illusionen machen - wie fü r ihre eigene Sicherheit 
darste ll t. Die Aufsch rift auf dem T ranspare nt : "Was is t der 
Schmer.l. des Hungers gegenüber dem Schmerz über das Ver­
schwinden des geliebte n Menschen" scheint mir diese Dirnen· 
sion sehr deutlich auszudrücken. Die Aktionen habe n gezeigt. 
daß sich die Menschen trotz des nach wie vor herrschcnden 
Te rrorsystems nicht davon abhalten lassen, öffentl ich ihre 
Meinung zu äußern. Die Koordinierung dieser auch in Zu­
kunft noch zu elVlar tenden Aktion mit der intemat ionaltm 
Solidarität scheint mir dahe r ein neuralgisches Problem auch 
fü r die we itcre Arbeit im Ausland zu sein. 

Verschwundene: wirksames Mobilisierungselemenl 

FRAGE: E ines der dunkelsten Kapitel im gegenwärtigen 
Chile ist das Verhaltcn der Justiz gegenüber den Verbrechen 
de r Junta. Welche Rolle spielt die Justiz bei der Verschle ie· 
rung bzw. " Lega lisierung" dieser Mißachtungen der Men­
schenrechte? 
G. STU BY: E in füh render Christdemo krat hat es mir gegen­
über fo lgendermaßen formuliert: " Die Rolle der Justiz ist 
eine Schande für Chile." In einem Lande, in dem die Rechts­
staatsidee, d. h. vor allem die mehr oder weniger präzise 
Definition der Grenzen der staat lichen Machtausübung 
gegenüber den individuellen Freiheitsrech tcn und damit ver· 
bunden die genaue Kompetenzverteilung zwischen den staat­
lichen Gewalten. tradi tionell zu Hause war. ist dies ein ver-
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nichtendes Uneil. Dieses Uncil erstnUnl umsomehr, als es 
von einem Manne kommt. der sich nicht scheute. mittels der 
dritten Gewalt die von der Unidad Papular kcmtroll iene 
Ex.ekutive lahmzulegen. Mag in der Zeit nach dem Putsch die 
devote Tätigkeit der Gerichte gegenüber der Junta noch dazu 
beigeuagen haben , in bestimmten Bevölkerungskrdsen deren 
Unrechtscharakter zu verhüllen, so zeigt dieses Uneil, daß 
von der traditionellen Gerichtsgläubigkeit nicht mehr viel 
übriggeblieben ist. 

Eine besonders schlechte Rolle spielt die Justiz bei den Nach­
forschungsmaßnahmen (recurso de amparo bzw. den Pro­
zessen wegen eventueller Delikte im Zusammenhang mit 
e iner Entführung). Bislang hat keine Aktion zu einem Erfolg 
geführt (mit Ausnahme des Falles D. Carlos Humberto 
Contreras Maluje). Beim Gericht in Santiago wurden 'Seit 
dem 11. 9. 1973 mehr als 4000 recuoo de ampa'TO gestellt . 
Noch nicht ein Verschwundener 'NUrde von seiner Familie 
wiedergdunden, keiner von ihnen ist freigegeben worden, 
seinen Angehörigen wurde kein rechtlicher Schutz zuteil. 
Diese Situation ist ohne Vorläufer in der juristisdhen Tradi­
tion , 

Es ist m. E. wichtig - und alle demokratischen Juristen haben 
dies mir gegenüber bestätigt - auf die Verantwortung der 
Justiz für die Verbrechen der Regierung hinzuweisen und die 
strenge Bestrafung der Verantwortlichen zu fordem. Sie sind 
die Mörder mit dem Dolch unter der Robe. den.en ebenso 
wie io Nürnberg der Prozeß zu machen ist. Hieraus folgt , daß 
in einem neuen Chile die Justiz eine neue, näJ:nlich eine 
demokratische legitimierte und kontrollierte Rolle einnehmen 
muß. 

FRAGE: Prof. Stuby, wenn Sie Ihre Eindrucke mit den auf 
ihrer Chile-Reise 1976 gesammelten Erfahrung{:n verglei­
chen, zu welchem Gesamturteil kommen Sie? 

G . STUBY: Ich glaube sagen zu können, daß die Menschen 
in Chile mehr Hoffnung haben, obwohl es ihnen nicht bc.~r 
geht. auch was die Furcht vor der Repression betrifft . Sie 
wissen aber. daß die Junta nicht SO stark ist, daß sie durch 
ihre Aktionen. so klein sie auch sein mögen, nicht gefährdet 
werden könnte. Diese Einsicht haben sie aus den Aktionen 
um den Hungerstreik und die Demonstrationen während 
der Vorbereitung der Volksabstimmung gewonnen. Stärker 
besinnen sie sich auf ihre eigene Kraft, als es vor 2 Jahren der 
Fall war. 
Sie haben eine konkretere und realistischere Perspe ktive als 
(rühe r, wenn auch nach wie vor viele Fragen noch offen­
bleiben. Niemand geht davon aus, daß die Junta in nächster 
Zeit gest ürzt werden könnte. Dieses Problem muß vielmehr 
in einem größeren internationalen und nationalen Zusam­
menhang gesehen werden. Besonders die Verwandten der 
Verschwundenen strahlen eine zähe Hoffnung und einen Mut 
aus, vor dem man nur Ehrfurcht haben kann . Die Junta ist 
trotz aller Differenzen zwischen ihren Hauptführem sicher­
lich nach wie vor stark . Genauso wie den Nazis in Deutsch­
land ist e." ihnen jedoch nicht gelungen. in den vergangencn 
vier Jahren die Demokratie auszulöschen und insbesondere 
einen Meinungswandcl bei der Bevölkerung zu ihren Gunsten 
herbeizuführen. Im Gegenteil die Isolierung der Junta is t wei ­
ter fortgeschritten. Es gibt nur wenige. die die Junta \'011 

unterstützen. Lm Grunde kann man nur noch unterscheiden 
zwischen solchen. die ohne Pe rspektive resigniert haben und 
solchen. die einen verbissenen Kampf um eine Verbre iterung 
der antifaschistischen Kräfte zum Sturz de r Junta führen . Ihr 
Anhang nimmt ständig zu. 
Sobald sich die antifaschistischen Kräfle national und inter­
national geeinigt haben, hat die Stunde der Junta geschlagen. 
Es liegt an uns, dies zu beschleunigen durch die Verstärkung 
de r internationalen Solidarität . 

Irin LjlDltiC Gewerkschafts -
be1r1egung wird offensiv 

Die chilen ische Gewerkschaftsbewegung hat e ine lange 
Kampf tradition. Schon 1919 entstanden die erstem Gewerk­
schaftsorganisationen und ·1919 ein klassenbe'NUßte:r Gewerk­
schaftsverband, die FOCH. die 1936 l ur crCH erweitert 
wurde. Höhepunkt des Einheitsprozesses war vor 25 Jahren, 
am 12. 2. 1953, die Gründung der CUT, die alle in der chile­
nischen Arbeiterbewegung bestehenden Tenden2:en verei­
nigte und sich zum Ziel setzte, zur Errichtung einer sozialist i­
schen Gesellschaft in Chile beizutragen. ' Auf dit:sem Weg 
war die Volksregierung von Salvador AUende die größte 
Errungenschaft der chilenischen Arbeiter. Nachdem sie durch 
den Putsch vom 11. 9. 1973 gestürlt wurde, begann eine 
grausame faschistische Diktatur. Unter den schwie'rigen Be­
dingungen. die dadurch entstanden. geht der Kampf der 
Arbeiter weiter. 
Der Widerstand des chilenischen Volkes, dessen Kern und 
Motor die Arbeiterklasse ist, hat verschiedene Etappen 
durchlaufen .2 't'ir wollen uns hie r nur auf die jüngste Periode 
von Mai 1977 bis März 1978 beziehen . 

Zwischen dem 1. Mai. und dem 20. Dezember 19T7 entwik­
ke lt sich eine wichtige Etappe im antifaschistischen Wider­
stand! Zu ihren relevantesten Merkmalen gehört dlie Isolie­
rung und Schwächung der Diktatur. die nicht mehr immer so 
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handeln kann. wie sie möchte. Die Repression wird fonge­
setzt. doch in etwas gemilderter Form. Pinochet verl ie f( die 
politische I.nitiativc und muß mindestens formale Zugeständ­
nisse machen: Er kündigt e inen langen Weg zur InSlitutio­
nalisie rung an, was gegen seinen Willen eine wachsende po­
litische Debatte e röffnet und sicht sich gezwungen, seine 
Geheimpolizei DlNA in CN I (Nationale lnformationszcn­
trale) umzutaufen. 
Jetzt sind es die Gewerkschaften und die Angehörigen der 
Verschwundenen. die in die Offensive gehen. Höhepunkte 
dieser Etappe sind de r Hungerstreik von 26 Angehörigen 
von Verschwundenen im Juni und der Streik der Kupfcrar­
beile r von EI Teniente im November 1977. Ein weiteres 
Merkmal ist die Annähenmg der antifaschistischen Kräfte . 
wofür besonders drei Dokumente kennzeichnend sind : die 
gemeinsame Erklärung der Unidad Popular (UP) und der 
MIR (Bewegung der Revolutionären Linken) am 15. August. 
das Dokument der Christdemok ratischen Partei .. Ein Vater­
land für alle" vom 6. Oktober und die Erklärung der UP vom 
3 1. Oktober 3. 

Die internalionale Solidarität hat in dieser Zeit gleichfalls 
eine wichtige Rolle gespielt. wobei als Höhepunkl die Verur­
teilung der Verbrechen der Junta durch 99 Lände r am 16. 



Dezember 1977 während der 32. Vollversammlung der UNO 
bet rachtet werden kann . 

Die GewerkschaCten erkämpfen sich mch " und m ehr das 
Recht . ihre Meinung frei äußern zu dürfen. Am I. Mai 1977 
fanden im ganzen La nd Hunderte verschiedeIl große Vcran ­
stllitungen zum Imc rnmio nalen Tag der Arbeiter Sl<lII , bei 
denen diese zu den Problemen, die sie be treffen und zur all­
gemeinen Lage im Land Siellung nuhmen . Am gleichen Tag 
unterschrieben 126 Ge .... e rkschaftsorganisa lionen e in Doku­
ment, in dem u. 3. festgeste llt wi rd: .. Keine Bank . keine 
Finanzgesellschaft. keine Geldtransaktion könnle eine einzige 
Weizenäh re wachsen lassen, e ine Brücke bauen oder ein 
Schiff in Bewegung sctzen, ohne den verständigen Eingriff 
de r menschlichen Arbeit. Dagegen könnte doch di e Arbeit. 
wenn s ich der Fall crgeben soll tc. ohne das Geld auskommcn. 
Das Vaterland iSI die historische Tatigkcit eines Volkes. Und 
diese Tätigkeil is t ununterbrochene , bescheidene, im Stillen 
geHlne Arbeit ... • 

Erkämpfung des Rechts auf Meinungsäußerung 

Am 22. August an tworlen vier GewerkschaftsfOder31ionen 
von Landarbeitern und Kleinbauern auf einen offenen Brief 
der chilenischen Bischö fe , de r die Problemc auf dem Land 
zum Inhalt hallc. Sie erklärten: " Wir sind in erster Linie der 
Meinung. daß das Gesetz zur Agrarreform (lIi640) und das 
Gesctz über die gewe rkschaftliche Org:l ni~ i erung der Land · 
arbeiter und Kleinbauem (16.625) vollkummen L1nd ohne 
Einschränkungen anerkannt und angewandl werden 
müssc n··. 5 

A m 30. August gaben 52 Ge ..... er~schaftsführer. die über 
500 Organisat ionen ve rt ra ten. e in DQkunlent herau'i. in dem 
s ie fc.'i tstellen: " In Bezug auf den Entwkklungsprozeß der 
ins titut ionellen Normalisierung sind wir als Wcrkt~ltige der 
Einstellung. daß dieser Prozcß notwendigerwe i~ zu einer 
schne llen No nnalisicrung unscrer Grundrechte führen muß: 
Dies sind die Freiheit, die Gewerkschaftsführer zu wählen 
und zu ersetzcn, die Freiheit zu r Durchführung gewerk­
schaftlicher Ve rsammlungen. d ie Freiheit. ko llektive Fo rde­
rungen aufzuste llen und Tarih'erhandlungen zu fü hren".' 
Anfang November unterbreite te n acht Gcwcrkschaftsorgani­
SiII;oncn Pinochcl cin Dokumenl. in dem sie .,die: Durch­
führung von Maßnah meI' ve rlangen, die die Wirtschaft reakti­
vieren und für die Arbcitermasscn des L,mdcs n.eue A r­
beitsplä tze schaffe n·'. 7 

Wenig später. am 11 . November schicken 627 Arbei ter der 
Kupfermine EI Salvador einen Brief an den vOn Pinochet 
e rnannte n Vorsi tzenden der Kupfe rgewerkschaft und fordern 
darin u. a., .,daß die Basis ~tärkere Beachtung fin det, daß der 
Regie rung und der Kupfcrgewerkschaft un $erc Probleme und 
Forde rungen genau libennin eh werden lind fä hige Personen 
in die G ewerkscha ft aufgenomme n werden·· .· 

In einer öffemlichen Erk lärung protestierlen am 25. Novcm­
ber 20 Verlre ter verschiedener Gewerkschahen g.egen die 
Verhaftung und Verbannung \'on sieben Gewerkscihahsf:.ih ­
re rn und erklären: " Wenn die Regierung uns nich'! anhört 
uns die Autori t1it als Gewerkschaftsführer entzieht , ei nen 
Dia log. ve rh ,llLlen und sich der ArbcitsundiSliplin ,tussetzt, 
kö nnen wir, die wir die Gewerkschölrtsbcwegung anrtihren. 
nicht d ie Veramworl ung übernehmen rur Hahungen oder 
Ak tionen die die von uns Vertretenen durchzuführen bc­
schließcn".9 
An den angeführten Beispielen :>vird deu tlich. daß sich die 
chilenischen Werkt iiligcn gege n das Verbot der gewerk­
sclmftlichc n Meinungsäußcrung erfo lgreich durchsetzen 
konnten und immer e ntschiedene r ihre Stimme hören lassen. 

Ein wichtiger und wenig bekannter A~pck l im unlifaschisti­
sehen Widersland sind die Aktionen im künstlerisc:hen und 
kulture llen Bereich. Auf diesem Gebiet haben die chileni-

r-- Gewerkschaftsstruktur ----, 

25Jahre 
Chilenischer 
Gewerkschafts­
verband 
CUT 

<IN 

~)GUT Solidarltälmil_ 
~ chilenischen 

~~Gewe= rksCha~om..I 
Im An. 384 des Arbeilsgeseubuches. das 1931 verabschiedet 
wurde - und das Pinochet mehrmals durch ein reaklionäreres er· 
setzen wollte - heißI es: .,Die Arbeiter von Bergbauuntemehmen. 
Salpeterbcrgwerken. Transponuntemehmcn. Fabriken. Manufaklu­
ren. Werkstänen und anderen Industrie- oder Handelsbclrieben, 
die über 25 Arbeiter \'erzeichnen. können eißC Vereinigung bilden, 
die den Namen Induslriegewerkschaft (Sindicato Industrial) erhält, 
wobei die Bezeichnung des entsprechenden Betrid:.es hiru:ugefilgl 
wird'·. 
Das Gesetz sicht auch berufliche Gewerkschaften vor. die Werk­
tätige des gleichen Beruhweigcs vereinigen. Diese können sich 
auf kommunaler, Provinz- oder Landesebene konstituieren. Die 
staatlichen Arbeiter und Angestell ten, die bis zur Volksregierung 
keine legalen Gewerkschaften bilden durften, sind in Verbänden 
organisien, so z. B. die Bahnarbeiter, uie Arbeiter im Gesund­
hei tswesen. us\\'. Diese Verbände können auf Pro",i ru:- ooer Lan­
desebene gebildet werden. Auf dem und gibt es kommunale 
Landarbeiter- und Kleinbauemge,!\,erkschafccn, die gemäß dem 
Gesetz Nr. 16.625 ",on 1967 mindCSlens 100 Mitglieder haben 
mü~n. Die Basisorganisationen (Gewerk5chaften oder Verbände) 
vereinigen sich Zu Föderationen und diese ro, Konföderationen. 
Der Dach"'erband CUT umfaßt alle Gewerkschafisorganisacionen 
auf kommunaler, Pro'linz- und Landesebene. Alle Räce der CUT 
auf den drei Ebenen werden von den organisienen Werktätige.n 
durch direkte Wahlen bestimmt. 
Die Eigenart der chilenischen Gewerkschaftsslruklur hane uie Bil­
dung :lahlreicher kleiner Qcwerkschaflen l ur Folge: ]972 waren 
es insgesamt 4.800, "'on ~nen 3.000 weniger als 100 Mitglieder 
l.ählten. Politisches Gewicht hatten in erster Linie die Föderationen 
und Konfooerationen auf Pro"'inz- und unde.sebene und der Dach­
verband CUT. 
Naeh dem Putsch richtete sich dann auch der HauplSChlag gegen 
die QcwerkschaflSverbänd,:: Durch die Gesetlcs",erordnung ]98 
vom 10. 12. 1913 wurden die ClIT. die Fdderationen und Kon­
föderationen ",erboten. während man die ßasisorganisacionen unter 
militärische Kontrolle stellte. Doch die starken Gewerkschaftsver­
bände ließen sich nichl einfach per Dekrel aus der Welt schilffen 
oder durch Repression vemichlen. Daher versuchle die Junta. sie 
in den Griff zu bekommen, indem sie ParaJlelorganisationen grün­
dete oder ihr genehme Gewerkschaftsführer einseette. Dies waren 
anfangs vor allem Christdemokracen. die mit der Zeit jedoch auch 
in die Opposition übergingen. Einige \'on ihnen wurden daher wie­
der ersetze. Neben diesen .,offiziellen" Gewerkschaftsvorsilzendcn 
arbeiten einige FÖt!eralionen weilethin mit ihren allen ,.ilh:g~lcn" 
Vorsitzenden, so z. B. die der Bauarbei ler. der Metallarbeiler. der 
Tc~ti1arbciler, der Minenarbeiter. die Kleinbllucrn· und undarbci­
tergewerkschafl Ranquil. u. a .• die sich durch besondere Kampfbe· 
reitschaft aUSleichnen. 
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sehen Werktätigen eine reiche Tradition. Schon Luis Emilio 
Recabarren, Bel!rÜnder der chilenischen Gewerkschaflsbe­
wegung 10 maß den künstlcrisch-kultureUen Tätigkeiten große 
Bedeutung bei . Er selbst gründete um 1900 Th '~ater- und 
Gesangsgruppcn und schrieb mindestens ein über liefertes 
Theaterstück, das zur Aufführung durch Arbeitei· bestimmt 
war. 
Unter den Bedingungen einer fa schistischen Dikta.tur gewin­
ne n die kulturellen Veranstaltungen noch größere Wichtig­
kei t. Sie dienen als Spcerspitze, um das Versammlungsver­
bot zu durchbrechen. Gegen Ende 1975 finden die ersten von 
den Werktätige n organisierten Kulturveranstaltungen stall , 
doch immer wieder droht ihnen das Verbot. So konnte z. B. 
auch nicht der zum 1. Mai 1977 geplante Festakt s.tattfinden. 
Ab Mai letzten Jah res schafft sich aber auch auf diesem Ge­
biet die immer stärker werdende Kraft der Arbcil!er Durch­
bruch . 

Kunst und Kultur als antifaschistische Waffen 

Es werden Festveranstaltungen o rganisiert , an d,!nen Tau­
sende von Arbeite rn teilnehmen und den Beweis dafür lie­
fern , daß die Massen wach sind und trotz jahrelanger Re· 
pression nichts von ihrem kämpferischen Geist verloren 
haben. Volksgruppen treten auf, die Lieder von Victor Jara 
und Violeta Parra singen und Gedichte von Pablo Neruda 
vortTagen, in denen der Ruf nach Freiheit laut wird. Einige 
dieser Ve ranstaltungen werden von den Gewerkschaften or­
ganisie rt , so z. B. im Dezember 1977 das erste Festival des 
Bauernliedes, zu dem die Landarbeiter- und Kleinbauemge'­
werkschaftsföderation RanquiJ aufgerufen hatte oder ein 
großer Festakt am 25. 2. 1978 in Santiago zum 40. Jahres­
tag der Nationalen Minengewerkschaft , die 105000 Minen­
arbeiter vereinigt. Be.i dieser Gelegenheit sprach de r Vor­
sitzende der Minengewerkschaft, Alamiro Guzm(\-n, der auf 
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die im Land herrschenden Probleme einging und Lösungen 
fo rderte. Anschließend traten be kannte Sänger und Gruppen 
auf, während gleichzei tig eine Malerei- und Kunsthandwcrk+ 
ausstellung stattfand. 
A uch ande re Veranstaltungen , die von fortschrittl ichen kul­
turellen Inst itutionell organisie rt werden, finden die Unter­
stützung der Werktätigen. So fand am 27. 8. 1977 in Santiago 
das I. Festival des Volksliedes statt , unter der Schirmherr­
schaft der Schallplaltenfirma Alerce und vom 12.-18. Dezem­
ber eine Woche für Kultur und Frieden, organisiert von der 
Vereinigung junger Schriftste ller, die mit einer Massenvcr­
anstallUng abgeschlossen wurde, an der etwa 10 000 Perso~ 
nen te ilnahmen. 
Die letzte große Veranstaltung dieser Art fand am 8. März, 
dem Internat ionalen Tag der Frau statt. Bei dieser Gelegen­
he it trat auch die Sing- und Tanzgruppe des Komitees der 
Angehörige n von Verschwundenen auf. Tid bee indruckt 
verfOlgte das Publikum, wie eine der Frauen allein auf der 
Bühne eine eue.ca, den chilenischen Nationaltanz tanzte, und 
dabei mit jeder Geste auf einen nicht vorhandenen Partner 
einging. Auch zu dieser Veranstaltung, die von der Gewerk ­
schaft der Angestellten in Privat haushalten organisiert wor­
den war, trafen zahlreiche Grußadressen anderer Gewe rk ­
schaften ein, 
Der Kampf der Massen erreichte in der Zeit von Mai bis 
Dezember 1977 eine neue Qualität und wurde, besonders in 
den Gewerkschaften, offener und härter geführt . Den Be­
dingungen e ntsprechend nahm er verschiedene Formen an. 
Eine davon war der Bummelstreik. Eine juntafre undliche 
Zeitung schrieb beispielsweise, daß am 2. August .,24 Arbei­
ter der Meeresprodukte verarbeitenden Industrie (Procesa­
dOTa de Productos Marinos) von Valparaiso vor die Staatsan­
waltschaft der Marine gerufen wurden, da man sie ank lagte, 
am Bummelstreik während der letzten Schicht beteiligt ge­
wesen zu sein" ." 
Das Zcn!rum der Kampfaktionen liegt jedoch im Kupfe rberg­
bau, besonders in EI Teniente. Dort weigerte n sich die Kum­
pe l, am 18. und 19. Septembcr zu arbeiten, an National­
feiertagen, an denen I SO % des Lohnes gezahlt werden , weil 
d ie allgemeine, zu den Festtagen übliche Zu lage. schr gcring 
ausgcfallen war. Spätcr weige rtcn sie sich dann, überstunden 
zu machen. Viele Arbeiterve rsammlungen fanden im Berg­
werk statt , und Pinochet sah sich genötigt, persönlich am 
2. Oktober hinzufahren, um zu ve rsuchen, die Lage zu schlich­
ten. Insgeheim bereiteten gleichzeitig Arbeitet der Unidad 
Popular und der Christdemokratischen Part ei gemeinsam den 
ersten großen Streik nach de m Putsch im Kupferbe rgwerk 
vor, der zu einem vollen Erfolg wurde: 75 Prozent der 12 UOO 
Arbeiter erschienen am 2. November nicht in der Mine. und 
die die kamen, arbeiteten auch kaum (siehe Kasten). 
Noch im gleichen Monat führte n die Hafenarbeiter einen 
Bummelstreik in San Antonio und Va lparaiso durch . In die­
sem Hafen "sank die Produ ktivität um 50 % und um Sonntag, 
dem 13. November, halle prakt isch niemand Interesse duran, 
ü berstunde n zu arbciten:" 2 

Pinochct antwortete auf diese Akt ionen am 23. November 
mit der Vcrbannung von siebcn Gewerkschaftsführern der 
Bauarbe iter, Metallarbeitc r, Hafenarbeiter und Minenarbei­
ter von EI Tenie ntc, d. h. von denjenigen Gewerkschaften , 
die im Arbeitskampf an erster Stelle stehen. Die Maßnahme 
löste einen so bre iten Protest aus, daß der Diktator in den 
ersten Dezembertagen seinen Befeh l wieder rückgängig ma­
chen mußte . 
Zum Druck im In- und Ausland kam im Dezember 1977 noch 
die Verurte ilung der Junta durch 99 Länder der Vollver· 
sammlung der Vereinten Nationen. Daraufhin versuchte 
Pinochet seine immer schwächere Position wieder zu fest igen, 
indem er eine Volksbefragung durchführte. 13 

Der Aufruf zur Volksbefragung markiert den Beginn einer 
neuen Etappe im antifaschistischen Widerstand. Zwischen 



,------ Bericht V'OO1 eI Teniente-Streik--------, 
Trotz der polizeilichen Kontrolle und (JeT anmaßenden Halwng der 
offIZiellen (von der Junta eingesetzten) Gewerkschafter WlIl rde wäh­
rend des ganzen MonaIS Oktober unte r den Mincnarbe:ilem von 
EI Tenicnlc diskutiert und von Mund zu Mund ging die .Aufforde­
rung, 3m 2. November eine Arbeitsniederlegung durchzuführen. 
In der Mine tauchte das folgende Augblall auf: 
Keiner arbeilel am 2. 
WeLI unser Zuhause vom Hunger heimgesucht wird 
Weil wir nichlS haben. um unsere Henkelmänner zu fliUen 
Weil die bewegliche Lohnskala eine Farce ist 
Weil die (Gewerkschafts-) Fiihrer Madonetten und Venäter sind 
Weil überall Elend herrscht 
Weit die Abfassung von Petitionen unser legitimes Rel:hl il;,\ 
Für unsere Familien und unsere Rechte gehen wir von neuern in den 
Kampf Bewegung 2. November 
In den Tagen vor dem 2. NO\'emtler hem.chte große Spannung. 
Wenn sie zustande kommen würde, wäre dies die erste gewerkschaft­
liche Arbeitsniederlegung gegen die Militärregierung. Oil: (offiziel­
len) Gewerkschaftsführer verstreuten Gerüchte, daß diejenigen, die 
an der Arbeitsniedertegung teilnehmen würden, entlassen und ver­
haftet würden. Die Minenarbeiter enählen, d.lß sich diejenigen, 
die gearbeitet haben , sehr schämten. während denjenigt',n, die an 
der Arbeitsniederlegung teilgenommen hanen. großer Respekt ent­
gegengebracht wurde. ( .. . ) 
Der ,.Mercurio", wichtigste Tageszeitung des Landes und E:tponent 

dem 2 1. 12. JlJ77 und dem 4. I. 1978 findet ein,~ beein­
druckende Massc nmobilisierung gegen das Manöv,~ r Pino­
chets statt : Demonstrationen auf den Straßen und Erklii­
rungen zahlreicher Gewerkschaft sführer und Vertr,ete r der 
demo kratischen Parteien machen deutlich, daß in vielen 
Punkten die Ansichten der Unidad POPUhH und der Christ­
de mo kratischen Partei (PDC) übereinstimmen. Wie wichtig 
eine gemeinsame Aktion dieser heiden Kräfte für die Ge­
werkschaft sbewegung isl. wird klar. wenn man bcde.nkl. daß 
bei den letzten Wahlen zur Bestimmung der Leitung der 
C lfT im Mai 1972 die U P 70 % und die PDC 27 % der St im­
men e rreichten. Pinochet ist sich der Gdahr, die der zu­
nehmende A nniihcrungsprozeß beider polit ischen Kräfte be­
de utet. bewußt und versucht sie auf seine Art zu ve r:hindem. 
Am 13. I. 1978 startete er eine neue Repressionswelle. die 
d iesmal besonders gegen Mitglieder der PDC gerichtet war. 

Neuer Mobilisierungsgrad der Arbeilermassen 

Er ließ e twa 100 verhaft en und 12 von ihnen. dantnter fiinf 
Gewerkschaftsführer, verbannte er an unwi n liche On e in den 
nö rdl ichen A nden. Doch die vom Dik tator erhoffte Wi rkung 
blieb nicht nur auS, !\ondern die Solidari tät mit den Betrof­
fe nen fü hrte d ie Reihen der ant ifaschis tischen Kräft e noch 
e nger zusammen. In Sanliago gab die CUT eine .Iuf F1 ug­
bläu c rn verbrei tete Erklärung he raus. in der sie d ie n:pres­
sivc Maßnahme verurte ilt und gleichzeit ig fes t~ tcl lt , daß die 
"faschi~ t ische Kamarilla, die sich vollkommen isoliert ~ieh[ . 

versucht. ihr diktatorisches Regime zu ve rlängern , inde m sie 
den Terror verstärkt " .' · In Rom fü hrten zwei christdemo­
kratische G~\\'erksctt ll ft sftihrcr - JorgL' Fri3s, Mitglied des 
Auslandskomitees der C UT und Carlos Vc!oso, Mitglied 
ihres Zentralen Rates - einen ncuntägigcn Hungers treik 
d urch. um der Fre iheitsforderung für die Ve rb.mnte:n Nach­
druck zu verleihen. A ls sie am J I . Januar ih re Aktion bcende­
ten erkl iirten sie , daß sie damit das Ziel ve rfolgt hillten. 
" dazu beizut ragen, im In- und Ausland das Bewußtsein na­
iionale r Einheit zu verstärken, das absolut notwendig isl, 
um dem d iktatorischen Regime baldmöglichst ein E nde zu 
sctzen" . '5 Die Mobilisierung im Lande selbst und di e inter­
nationale Solidaritiit erreichten, daß am 3. Märl die zwölf 
Verbannten wiede r freigelassen wurden . 
Ein we iterer Schwerpunkt der Kämpfe der Arbeiter im März 
1978 richtete sich gegen die armselige Lohnanpassung von 

des konservativen Denkens. begann eine Kampagne mit der Ab­
sicht, zu verbreiten, die .Kupfenninenarbeiter hätten pnviJcgiene 
Löhne und der niedrige Kupferpreis verbiete weitere Verbesse­
rungen. Einige überschriften in diesem Tenor waren: "Wieviel 
verdienen die Arbeiter in den Kupfenninen". "Kupferpreis limi­
tien die Anhcbung der Löhne" usw. Auf diese Weise wurde beab­
siChtigt, die Minenarbeiter von jeder solidarischen Unterstützung 
von Arbeitern aus anderen Bereichen zu isolieren, die ganz offen· 
sichtlich in noch schlechteren ökonomischen Bedingungen leben. 
Der Präsident der CODELCO verbreitete eine Erklärung, in der 
cr die Entlassung von 49 Arbeitern ankündigte sowie die Unter­
suchung wei terer Fälle; und er wiederholte. daß "COOELCO ver­
fügt hat. daß in der Abteilung EI Teniente mit größter Entschieden­
heit Maßnahmen durehgefühn werden in Fällen von ungerecht· 
fenigter Abwesenheit 3m 2. November". 
Wie auch immer der weitere Verlauf diese!l KonfliktS sein wird, 
sicher ist, daß die Militärjunta definitiv die Unterstützung der 'Be­
schäftigten in den Kupfenninen verloren hat, und gewiß ist auch, 
daß die Leiwngcn der Kupfergewerkschaften, die als einzige noch 
eine RückenstülZC für die Junta waren, von der gewerkschaft­
lichen Basis jetzt völlig weggeschwemmt erscheinen. 

(Quelle: Bericht des Komitees zur Veneidigung der Menschen· 
rechte, in : Dokumente der chilenischen Gewerkschaften. hrsgb. von 
der CUT in der BRD, FrankfurtlM. 1978, S. 21- 23) 

8 %, die ab I. April gezahlt wird, und mit der die Preisstei­
gerungen von Deze mber 1977 bis März 1978 aufgefangen 
we rden sollen. Die G ewerkschaftsfödera tion der Textilarbei· 
tc r de r Provinz Sant iago richtete ein Schreiben an die Regie­
rung, in dem ausgerechnet wird. daß die Pre isstcigerungen 
weit übe r 8 % liegen : das Brot stieg um 14 %, der Zucker um 
60 %. der Reis um 42 %. die Eic'r um 47 % . Außerdem 
weist die Gewerkschaft daraufhin, daß 80 % der Tcxtilarbci­
te r mit dem Minimallohn von 2.160 Pesos auskommen 
müssen. der kaum ausreicht. um [13 der Ausgilbcn eine r Fa­
milie zu decken. In den ersten Monaten dieses Jahres pro te­
stierten auch Werktätige . Schüler und Studenten massiv gc· 
gen den Plan der J unta, in den Gymnasien monmliche Schul· 
gebühren e inzufü hre n. Der Protest intensivierte sich. als am 
6 . März das ne ue Schuljahr begann und erreichte, daß 48 
Stunden spät er der Befehl wieder rückgängig gemacht wurde. 
Akt ionen wic diese beweisen, daß durch ge meinsames Han­
deln bede utende Erfolge erzieh werden können. So is t auch 
der zentrale Punkt de r im März \ '011 de r Kommunistischen 
Partei in U mlauf gebraChten Erkliirung "Chile ja, Pinochet 
ne in !", neben d ne r A nalyse der gegenwärtigen Lage ein 
erneuter Aufruf zu r Ei nhei t: " Die Konvergcnz bedeutender 
antifaschistischer Strömungen ni.mffit zu, und im Kre is der­
jenigen, die die Dik tatur Pinochets unterstützen. ver~tärkcn 
sich die Widersprüche, von denen ein ige bereits sicht bar ge­
worden sind , .. Das Vo lk beginnt die Furcht zu überwinden 
und ge ht zu offenere n K<tmpfformen über. Es ist die Stunde 
der E inheit. der Init ia tive, des ge meins'lmen Hande ins, der 
patriotischen Verständigung" . 16 

Anmerku ngen: 
1 Vgl. AlB 7-8/1976 
2 Vg!. AlB 9f1977 
J Im vollen Wonlaut in: AlB 211 978 
4 Verlesen in Radio Moskau, Programm Esuma Chile. 12. 2. 1978 
,; Separata Solidaridad Nr. 10. Santiago, September 1977 
6 Ebenda 
7 La Tercera. Santiago, 5. I I. 1977, S. 6 
R Hoy, Santiaga, Nr. 27/30. 11 .-6. 12. 1977, S. 12 
9 Verlesen in Radio Moskau, Programm Esucha Chile, 2 1. 12. 

1977 
10 Vgl. AlB 7-8f1 976 
lILa Tert"era, Santiago, 3. 8. 1977, S. 6 
12 Ho}' NT. 26, Sanliago. 23.-29. 1 I. 1977, S. 5 
13 Vgl. AlB 2/ 1978. S. 3 
14 Verlesen in Radio Moskau. Programm Esucha Chile, 27. I. 1978 
15 Erklärung. die Jorge Frias für Radio Moskau tetefonisch verlas: 

am 3 1. I. 1978 im Programm Escucha Chile wiedergegeben 
16) In Santiago herausgegetlene Erklärung. verlesen in Radio 

Moskau, Escucha Chile, am 27. 3. 1978 
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Brasilien 
SinvalBillmbina 

Breiter Widerstand 
gegen das Geiisel-Regime 

Die politische, soziale und win schaflJiche Sackgasse, in der 
sich Brasilien befindet, is t oh ne Ausweg. TrOlz der ergriffenen 
Maßnahme n und der von der Mil itärdiktatur vorgeschlage­
nen ,.Refo ml der Re formen" wird es .wnchmcnd schwieriger, 
e inen Ausweg aus der Sackgasse zu finden . weil i:hrc Ur.ache 
im Wesen des Regimes selbst liegl: in seinem faschist ischen 
Charakter im Dienste der Multis und der großen nationalen 
Monopole. 
Die gegenwärtige Wirklichkei t Brasil iens ist g,rundsälzlich 
durch drei Merkmale gekennzcichncl: Erstem, durch den 
Machtzuwachs des Regimes. dessen Willkür den cig<.'ncn 
geschichtlichen Verrall nicht zu verdecken vermag. Die Ge­
walt, Grundtenor seiner Schrille, kann die Zeichen der Ver­
wundbarkeit des Regimes niCht verschleiern; zweitens durch 
die Ve rschärfung de r sozialen und wirtschaftlichen Krise; 
und drittens durch eine zunehmende Bewegung in der Öffent­
lichkeit, die das Ende der Ausnahmegcsctzgebung und die 
Wiedere inführung der demo kratischen Frc!iheiten und des 
" Rechtsstnates" fo rde rt (zu d(!n ersten he iden Aspekten vgt. 
insbesondere AlB 3--5/ 1977 und AlB -Sonderdruck 2 / 1977. 
d. Red .). 

Der Aufsc:hwung des Volkswiderstandes 

Es gibt cin sehr wichtiges Datum in der jüngste n brasilian i­
schen Wirklichkeit: Es handdt sich um die wachsende Soli­
darität zwischen de n einzelnen Sektoren des Widers tandes. 
die dazu beigetragen hm. die Grundlagen des Regimes zu ef­
schütlem und die gleichermaßen die Auswirkungen de r Ge· 
walttaten des Regimes abmindcrt. Angst und Anpassung 
trete n allmählich hinter Empörung. differenzkrtf:n Pro(csten 
und einc r besseren Organisation und Einhei t zuriicl.:. 
Das Jahr 1977 ist gekennzeichnet durch seh r brejte Demon­
stratione n. durch Aktion'tn und Streiks von realer politiSCher 
Bede utung. Do kumenle wurden bekannt. die jn Brasilien und 
im Ausland große Resonanl. fanden. Die Nationale BiSC'hofs­
konferenz veröffentlichte ein Manifest, in dem sie die Ver­
brechen des Regimes anprangerte. d ie Wiedereinführung der 
demok ratischen Fre iheiten und eine umfas''lCnd e Amnestie 
für alle politiSCh VerfOlgten und a lte politischen (,eJanßcncn 
forder1e . Intellektuelle aus allen Te ilen des Landes wandten 
sich in einem orfenen Brief an den Justizministe r. Arnmndo 
Falcao, und verlangten das Ende der Zensur und die Ge· 
währleistung voller Schaffensfreiheil. Hunde rte von Juristen 
verö ffentliChten den "Brief an die Brasilianer<'. eines der 
standhaftesten und mutigsten Dokumente, in dem sie die 
Ungcsclzlichkeit der Militärregierung und ihres faschistischen 
Charak ters aufdeckten. Die Arbcitcrgcwerkschalften forder­
ten Ge we rkschaftsfreiheit . Ve reinigungs- und Sueikrecht. 
Lohnerhö hun8en im Einklang mit dem Ansteigen der Lebens­
haltungskoste n. 
Die Arbeitergewe rkschaften solidarisierten sich mit der 
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Katholischen Ki rche und den Studenten. Die Studenten 
o rganisierten verschiedene wichtige Demonstrationen und 
Stre iks. Ausgehend von ihren spezifischen Forde rungen -
Verbesserung des Lehmiveaus. der Reduktion der Schulgc­
bührcn - gingen die Studenten dazu über. auch polit ische 
Forderungen zu ste llen und die Willkürraten der Regierung 
z u verurteilen. In Brasil i ••. Sao Paulo. Belo HoriZOnte. Porto 
Alegrc, Salvador. Reei fe und anderen StädTen führt en sie 
Demonst rationen und Strei ks durch. In Brasi lia blieb die 
Universität wegen eines Streiks 3 Monate lang geschlossen. 
In Sno Paulo mußte die Po lizei in einer einzigen Nacht. um 
eine geplante De monstration zu verhindern (die Demon­
stration halte auch die Unterstützu ng anderer sozinler Sekto­
re n). 1000 Studenten festnehmen, was khhafte Proteste im 
ganzen Land he r\'o rrief. 
Auch im Parlament mucht ieh die Opposition be merkbar. 
Verschiedene Parlamentsmilgliedcr der Demokratische n Be­
wegung Brasiliens (MOB ) erhoben schwe rwiegende Ankla ­
ge n und denunzierte n Gewaltakte, Ko rruption und Landes­
verr:lI . Die MOB vert riU zunehmend die Mein ung der 
Bcvölke rmigsmehrhei! und wird allmählich 7.um Werkzeug 
e iner legalen Opposit ion gegen das Regime. Schweren An­
griffen sei tens der Diktatur war die MOB ausgesetzt - \ 'OT 

allem der Entzug von Parlamentsmandaten inrer kämpfe­
rischsten Ve rtretcr, wic es neuerl ich den Frakti ()n~vorsi tzen­

den de r MOB in der Abgeordnetenkammer. Alenear Furtado. 
traf. we il er in einer \'on den Militärs genehmigten Fernseh­
sendung Verschiedenes publik machte. 

Oie parlamentarische Opposition macht Boden gul 

Die MOB ent wickelte Sich zu einem nützliChen Werkzeug für 
die Verbleilerung de r O rganisnt ion und Ure Au fklärung 
der Volksmasscn in Brasil ien. Die Kommunisten sind der 
Meinung. daß die MOB im aktuellen Rahmen aufgewe rtet· 
werden muß. und sie unterstützen ihre positiven Aktionen 
und versuchen. Einfluß zu nt hmcll. damil sie in ihren Aktio­
ncn kontinuierl icher und konsequenter wird. Aus diesem 
Grund si nd auch d ie hrasilianischen Kommunisten rur eine 
Teilnahme an den nun stattfindenden Wahlen _ trotz aller 
Restrik'lonen. die sie kennze ichnen . Denn die Teilnuhme an 
den Wahlen stC!1t keinen Se lbstzweck dar und man kann 
einen wichtigen A~.>ek t nicht außer Acht lassen: Wir können 
von einem Wahlprozeß mi. seinen politiSChen Wirkungen. 
der zwangsläufig 40 Mio Brasi lianer mobilisiert , nichl ent­
fernt ble iben. Die Restriktionen sinet ~roß , aber es iM mög­
lich. teilzunehmen und an einig",n Puui.;, ten denjenigen Nie­
de rlagen zuzufügen. die de rartige Wahlen veranstahen. 
Im Jahre 1974 konnt e die MOB 16 von 22 Senatorensitzcn 
e rringen. Die deutl ichsten Wahlsiege erzielte die Opposition 
in den Arbcitel7.entren. 



Die Widerstandsbewegung ist objekliv in einer Entwicklung 
begriffen , doch ist sie noch schwach aufgrund ihres ni.edrigen 
Koordinatio nsniveaus und der wenigen solidarischen Initiati­
ven ihrer Milglieder. Aber es ist unübersehbar, daß sie all­
mählich Fo rlschriue m~chl. 
In diesem Zusammenhang nimmt die Führung dcr Kommu­
nistischen Partei Brasil iens Stellung und we ndel sich an alle 
demokratischen Kräfte des Landes mit der folgende n Fest­
stellung: .,Unsere Akt ionen müsscn Festigkeit und Aexibi­
litäl haben, die no twendig sind, um sowohl Anpassung und 
Passivität , als auch Oberstürzung und Abenteuer zu ver­
me iden." Weil die Sit ualion überaus komplex iSI und gerade 
die zunehmende Schwäche des faschislischen Militärregimes 
eine besondere Ge fahr darstellt . Denn seine wichtigsten 
Stützen liegen in Händen. die ohne Zögern die schlimmsten 
Verbrechen begehen würden, um die Privi legien der Interc's­
sen zu verteidigen. de nen sie dienen. Die Entführungen. 
Fo lterungen, die Morde an Patrioten, wie auch die antina­
tionalen Taten der Diktatur während ihrer fast 14j ährigen 
He rrsch:lft bestiitigen all dies auf eine sehr bittere Art. Um 
die sieh vorwärts entwickelnde Bewegung der demokra tischen 
Kräfte zu verhindern, greifen die Machthaber zu alle n Mit­
teln . 

Bildung einer patriotischen und antifaschistischen Front 

Aber die Praxis belegl, daß man ihnen die Initiative nehmen 
kann . Dazu ist es jedoch notwendig. daß sich die demok rati­
schen Kräfte in de r Weise organisieren, da ß den das faschi­
stische Regime stützenden Kräft en keine Möglichkeit mehr 
ble ibt. Innerhalb des Regimes gibt es Uneinigkeiten. Es 
geht darum , diese zu vertiefen und daraus d ie entsprechenden 
Schl ußfo lgerungen zu ziehen . Erstens erfolgte die Entlassung 
des Indust rie- und Handelsministers . ..... eil er Positio nen im 
natio nalen Interesse vert re ten halte. In ne uerer Zeit wurde 
de r zwe itwichtigste Mann des Regimes. der Heeresminister. 
Ge neral Silvio Fro ta, entlassen. weil er eine noch größere 
Härte gegenüber dem Volk gefordert halte. Er war zudem 
nicht mit der Designation von General Batista Figueiredo 
zum Nachfolger von General Ge isel als Bundespräsidc:nl ein­
verstanden. 
Für eine riehtige und realistische Einschätzung ist e~i daher 
une rläßlieh. Festigkeit und Flexibilität zu verbinden_ Es ist 
une rläßlich. die aktuellen Probleme zu berüeksichtige:n, und 
zugleich den Kämpfen aller Se ktoren. die sich in Brasilien 
entwickeln , d ie gebührende Aufmerksamkeit zu schenken. 
Und nicht nur das. Es is t nOlwendig, das Interesse aller' Sekto­
ren an den in de r Diskussion befindlichen Problemen und 
Fragen zu ..... ecken. Es ist notwendig. die Debatte auch auf 
Fragen auszudehne n. deren Diskussion verboten ist. Ein 
Beispiel hierzu lieferle n brasi lianische Wissenschaftler. 
Die Militärregierung hat prakt isch die Diskussion übe r das 
Nuklearabkommen zwischen Brasi lien und de r BRD verbo­
ten. Dann haben Wissenschaftle r jedoch eine nat ionale Kon­
ferenz abgehalten und dort auch das verbotene The ma zur 
Diskussion gebracht . Sie zeigten die Imüme r und Gefahren 
des Abkommens auf und mobil isienen auf diese Weise viele 
Personen. Dies hat dazu beigetragen. neue Kräft e zu rekru­
tieren, d ie verhinde rn, daß das Thema in den Händ en des 
Diktato rs und seiner unmitte lbaren Helfer bleibt. In diesem 
Prozeß werden allmählich d ie Erfahrungen und K'räfte ge­
sammelt , um das faschistische Militärregime zu zerschlagen 
-und ein Regime de r de mo krat ischen Freiheiten zu errichten. 
Die KP Brasiliens. die zu eine r verbrecherischen 1II<:galität 
verurte ilt wo rden iSI, hat im Rahmen des Möglichen versucht. 
ih r WOr! an die Gesamtheit der demokratischen Kräfte zu 
richten in dem Be mühen, die Kontakte zwischen de n ver­
SChiedene n Sektoren zu verbessern. Die Bemühungen kon­
zentrieren sich auf die Einheit all der Kräfte, die ge!:en die 
Diktatur opponieren und sie bekämpfen. Diese Einheit ..... ird 

sich zune hmend um das Wesen tliche organisieren. Die ,Kom­
munistische Partei schlägt die Bildung einer Patriotischen 
und Antifaschistischen Front vor. Das Programm wird gegen~ 

wärtig verschiedenen Pe rsonen und Personengruppen zur 
Prüfung vorgelegt. 
Es geht wesentlich darum zu verhindern, daß durch Inkon­
sequenz und Verantwo rtungslosigkeit der Diktatur das ge­
schenkt wird. was sie gegenwärt ig am meisten anstrebt : die 
sich herausbildende und im Wachstum begriffene Opposition 
auseinandcnudividiere n. Unter diesen Bedingungen wird 
dahe r eins zunehmend klarer, daß kein einziges legales. er­
rungenes Kampfmiue l aufgegeben werden darf. Das Regime 
muß sich an seineJ;l eigenen Grundlagen auszehren durch 
seine gegen das Vo lk ergriffenen oder zu ergreifenden Maß­
nahmen. 

Unabhängig von dem Klima der Angst und Unsicherheit . 
das man zu verstärken sucht mittels wiederholter und nicht 
eingehaltene r Versprechungen hinsichtlich der demokrati­
schen No rmalisicrung. ist der ganzen Nation heute bewußt, 
duß es e ine Demokratie in Brasilien nicht ohne die volle 
Te ilnahme der Arbeitcrklasse, der Masse der Werktätigen 
und ihre r Vo rhut , der Kommunistischen Partei Brasiliens 
geben wird. Freihe it und Demokratie sind für die Arbeiter 
nicht nur unentbehrl ich, um besserc Lebensbedingungen zu 
e rringen, sondern auch um tiefgreifende soziale Veränderung 
zu ihren Gunsten und zugunsten der ganze n Nation herbeizu· 
führen . 
Auf der Tagesordnung steht nun die Verbreite rung des 
Wide rs tands mit koordinien en Aktionen. die immer einhe it­
liche r. realistische r und mächtiger werden müssen. Wenn auch 
d ie Aurgabe. sich von dem raschistischen Joch zu befreien, 
a n erste r Ste lle dem brasil ianischen Volk zufallt, so ist es doch 
nicht minder wahr. daß das brasilianische Volk die interna­
tionale Solidarität benötigt. deren Bedeutung immet gräßer 
und wirksamer wird . 

BRASILIEN NACHRICHTEN 
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Entwicklungsländer 
Der nachfolgende Bei/rag des Generalsekretärs ller Wd lltandtds- und Em ..... icklungskonfert!nt der lIefeimet! Nationen (UNCTAD). 
Galnalli eorea, zieht eine krilische Bilam der jrnemmionalen Diskllssiol' 11m die U;slIng ,tu wirrsdta!,!;chell lind sozialen Pro­
bleme der Emwicklungslämfer. Ausgehend 11011 d,m Schwächen du 1970 I'erabschiedelen ,, !mernm;01wlen Slfuregie für das Zwei/e 
Enfwicklllllgsjahrzehm du Verein/eil 'Nmiane"" analysie" eorea deli SWllff ffer Verwirklichullg des KOIIUPIS der .,Neuen Imema­
,ionalen Wi"scha!tsordmmg", Der Bei/rag des UNCT A D-Gem:ru/sekrelörs slehr im Vo rfeM der in jiillg~'ler Zeit ~'ers/ü,kle" imerna­
,ionalen Diskussionen um die Neufonnllliemng der UNO-Emwicklllngsstrfl/egie. die für ({(u' lahr 1980 tIIlSle/lf. 

Während sich die Ende /977 I'on Welrbank-Präsitlem McNQ/TIQra ins Leben.gerufene "Brmldl-Kommission" vornehmlich der " Em· 
schärfung" des Kampfes der EnrwicklUllgsländer um eine Neue Imemationale WirtSchaftsordnung und der Verwirklidltmg der von 
westlichen Imeresse/l bestimmten Konzeption deS' " Imeressenousgleichs zwischen Nord lind Süd" verschrieben hat, setl.l Gaman; 
Corea andere AXzeme. Ausgehend von der Erfahrung, daß sich eine Vielzahl VOll entwickelten kapitalistischen Staaten - so all(:11 die 
BRD - verbal zu den Zielen der " Internationalen Strafegie" von 1970 bekamlt haben, in (Ier Praxis jedoch auf deren Verwirklichung 
immer noch gewartet werden muß, geht es dem Generalsekretär der UNCTAD nit;ht 1111( 11m mehr Verbindlichkeit bei der fest/e­
gung internationaler ZieJset:;.ungen. Vor dem HVatugrwld der westlichen Verzögefllngswktik bei tier Verwirklichung der Neuen 
Intem arionalen Wirtschafuordntmg hält Corea dne solche Präzisiefllng der imernalionalcn EnrwicklllngSltrmegie für erfQr{/erlich, in 
nerder Kampf der Emwickhmgsländer wn die Stärk/mg ihrer Position illncrlutlb der Wd twiflschaf r wld gegenüber den multinationa­
len Konzernen mir der forcie flen Inangriffnahme interner Slfllklll rveründerullgen in der Drillen Weil IIl/d einem Mehr Oll Eigen­
ständigkeit ("self reliance") der Entvl'ickllmgslönder im Emwicklungsfl'ozeß verbWIlleIl wird. Die so bes,imttltell lIellen Elememc 
einer intt!rnationalen Srralegie emhüll ein zweiter Beürag Coreas, der in AI ß 6/1 978 folgen wird. 

Gamani Corea des überkommenen 
Ent11icklungshilfekonzepts 

Es wird jetzt allgemein anerkannt, daß es der bestehenden 
internationalen Entwicklungspolitik weitgehend mißlungen 
istl ihre vorgesehenen Ziele zu erreichen. Die Hoffnun gen. 
die 1970 bei der Annahme durch die Vollversammlung in 
die Internationale Entwicklungsstrategie für die Zweite Ent­
wicklungsdekade ( 1970-1980) der Vereinten Nationen' ge­
setzt wurden, sind im wesentlichen enttäuscht worden. Man 
könnte argumentieren, daß die Existenz dieSo~r Strategie 
ke ine bedeutsame positive Auswirkung auf den Weg der Ent­
wicklung der Dritte n Weil gehabt haI. Tatsächli<:h scheint es 
heute offensichtlich zu sein, daß die in der Strategie vorge· 
sehene n pol it ischen Maßnahmen, selbst wen n si(: vollständig 
verwirklicht worden wären, keine angemessene Basis fiir eine 
langfristige Entwicklung der EntwicklungSländer gewesen 
wären. 
Es ist daher sehr wichtig, eine objekti"e Analyse der Schwä· 
ehen der Strategie zu erste llen, besonders was :ihre Gru.nd­
konzeption und die ihr zugrundeliegenden Annahmen be­
triff!.. Das ist d ie Voraussctzung zur Einschätzung dcr zu er· 
wartenden Wi rkung des von dcr UN-Vo llversammlung 19742 
e ingeschlagenen ne uen Weges der Entwick lung;sstfßtcgie _ 
eines Weges, der auf dem Konzept einer Neuen Interna­
tionalen Wirtschaftsordnung basiert. 
Die Ke midee der Strategie war die VOTStellun,g von einer 
Weltwirtschart, in der der wirtschaftl iche Aufschwung in den 
lndustrie ländern auf die En twicklungsländer über die Mecha­
nismen des Handels, den Technologie-Transfer und die Ent ­
wicklung.o;hilfe, welche die Wirtschaft der Dritten Weh an die 
der Industriestaaten binde t, übertragen werden sollte. Das 
sollre bewi rken. daß durch den wirlsch'lfllichen Aufschwung 
in de n Industrielände rn die Nachfrage nach Exportgütern 
der Entwickl ungsländer gesteigert und dadurch deren Real­
e inkommen als auch ihre Kapazität zum Ankauf der für ihre 
Entwicklungsprogramme erforderlichen Güte r wachsen 
würde. Ferne r würde der winschaftliche AufschY;>J..IOg in den 
Industrieliindcrn, so war angenommen worden, sowohl zu · 
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eine r wachsenden Verfügbarkeit der Entwick lun.gsländer 
über die zur Indust rialisierung notwendigen modernl~n Tech­
nologien als auch zu einer Erhöhung der finanzielle.n Mittel 
für die Dritte Weit führen. 
Aus dieser Grundidee vom Funk tionieren der Wellwirt­
schaft und von den Mechanismen, durch die Wachstums­
impulse von reichen auf arme Länder übertragen werden 
könnten , folgt , daß der überlragungsprozeß erleichtert würde 
durch das Einreißen der von den Regierungen auf!:ebauten 
Barrieren gegen die freien Handels-. Technologic- und Inve­
stitionsbeziehungen, und durch die Regulierung res:uiktiver 
Praktiken , die diese Beziehungen behindern. Die So:hlüssel­
forderungen der Strategie wurden somit auf Maßnahmen 
konzentriert, die ergriffen werden solhen, um den Marktzu­
gang zu erleichtern, um die übertragung der Technologie 
unter gerechten und annehmbaren Bedingungen zu fö rdern. 
und e ine wesentliche Expansion der Finanzierungsmittel für 
die Entwicklung zu erreichen. Die von der Strategit! fes tge­
legten quantitativen Ziele schlossen insbesondere das. Wachs­
tum im Außenhandel der Entwicklungsländer und in der Be­
reitstellung von finanziellen Mitteln ein, wobei die: 'öffent­
liehe Entwick lungshilfe ein gesondertes Ziel darstell te. 

Diese Idee eines expandierenden Weltwirtschaftssys tems, in 
dem Wachstum in Entwicklungsländern als eine Wac:hstums­
widerspiegelung in de r übrigen Welt begriffen wurde, hat 
sich als fehlerhaft e rwiesen. Ei nerseits sank die Wachstums­
rate der Industrieländer, die sich von 1950 bis 1960 auf relativ 
hohem Niveau hielt , nach 1973 beträchtlich , und für den Rest 
der gegenwärtigen Dekade sprechen die Aussichten für eine 
andauernd geringere Wachstumsrate. Dieses Zurückbleiben 
des wirtschaftlichen Wachstums in den (kapitalistischen , d. 
Red.) Industrie ländern sei: der Annahme 'der Strateg:ie führte 
zu einem Bedeutungsverlust, wenn nicht gar zur Untc rgra­
bung des Kemgedankens der Strategie der Wachstumsüber­
tragung. 

Oie zentrale Bedeutung der Multis 

Anderersei ts wurde nicn! in Betracht gezogen, daß dje rela­
tive Bedeutung des Außenhandelssektors innerhalb der Ent­
wicklungsländer sehr unterschied lich ist, so daß die Einwir­
kung einer angenommenen Exportexpansion wahrscheinlich 
ganz verschiedene Auswirkungen hätte. Besonders lfür dicht 
bevölkerte anne Länder machen die Exporte nur einen klei­
nen Anteil des Nationalprodukts aus, so daß der Anstoß zum 
Gesamtwirtschaftswaehstum, der durch den Exportsektor 
weitergegeben werden könnte, dementsprechend gering wäre. 

Eine zweite Hauptannahme· der Strategie, daß nämlich die 
Grundforderungen wie der Abbau von Handelsschranken, 
die Erweiterung des Technologietransfers und die Erhöhung 
der Entwicklungshilfe vollkommen verwirklicht werden wür­
den, hm sich ebenfalls als falsch erwiesen. Obwohl die Re­
gierungen eine allgemeine Verpflichtung zur Anwcndung 
der Empfehlungen der St rategie übernommen hatten, legten 
sie sich gewöhn lich nicht auf konkrete Verpflichtungen über 
bestimmte Maßnahmen fest. Während fe rner einigf: Regie­
rungen positive und bedeutsame Maßnahmen ergriffen, um 
die Kemgenanken der Strategie zu verwirklichen, be:stimrnte 
di~ Meh rheit der Regicrungen - und insbesondere jene mit 
dem am meisten entwickelten Markt - ihre Wi nschaftspolit ik 
nicht neu nach den in der Strategie festgelcgten Grund­
sätzen. 
Drillens lag eine Schwäche des ~trategieansatzes da rin, daß 
nicht in Betracht gezogen wurde, daß die Wirtschaftsbc­
ziehungen zwischen Industrieländem und EntwickliJngslän­
dem mehr und mehr von den Aktivitäten trarisnationaler 
Gesellschaften beherrscht werden, die ei nen wesen tlichen 
Teil des Außenhandels der Entwicklungsländer kontrollieren 
und die einen Hauplanteil an de ren Produktion haben. Die 
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von diesen Gesellschaften zentral getroffenen Entscheidun­
gen können eine wichtige Wirk<Jng auf den Entwicklungs­
gang und das Entwicklungsmodell bestimmter Länder aus­
üben. Die transnationalen Gesellschaften können sowohl die 
Geldmittel, die Technologie, das Know-how als auch das 
Marketing für lebenswichtige neue Investitionen in Entwick­
lungsländern, vor allem in den Industrie- und Bergbausckto­
ren, beschaffen. Im allgemeinen liegen ihre Interessen tro tz­
dem nicht so sehr in einer allseitigen wirtschaftl ichen Ent­
wicklung der Gastländer als vielmehr in der ~aximierung 
ihres Gesamtgewinns. Dies fü hrt bei ihren I.nvestilionen in 
Entwicklungsländern zu einer bevorzugten Beschaffung von 
Rohstoffen für die Bearbeitung im eigenen Land und zu 
e iner Produktionsweise, die auf jener Technologie basiert, 
die sie besitzen oder kontrollieren. 
Auf diese Art und Weise streben die transnationalen Ge­
sellschaften danach, der Dritten Welt unangepaßte Entwick­
lungsmuster aufzuzwingen. Ferner gelangen die transnationa­
len Gesellschaften durch ihre effektive Kontrolle der neuen 
Technologie und des internationalen Marketings in eine Po­
sition, die es ihnen ermöglicht, einen wesentlich größeren 
Gewinnante il aus dem Handel zwischen Entwicklungslän­
dern und Industrieländern zu erwirtschaften, als es der Fall 
sein würde, wenn die wirtscha,ftliche Macht unter beiden 
Ländergruppen gleich verteih wäre. Das "normale Wirken 
dcr Marktmechanismen" hat sich so ausgewirkt, daß der 
Grad der tatsächlichen ökonomischen EntwiCklung der 
Dritten Welt eingeschränkt wurde. In der Tat zogen während 
der ganzen Periode von mehr als zwei Jahrzehnten beispiel­
loser Wirtschaftsexpansion in den Industric(ändern, die An­
fang der 70er Jahre zu Ende ging, re lativ wenige Entwick­
lungsländer aus dem Obertragungseffekt dieser Expansion 
Nutzen fü r ihre eigene Wirtschaft. Die Kernidee, worauf die 
Strategie beruhte, entsprach so nur in begrenztem Maße der 
institutionellen Realitäten der Weltwirtschaft. 

Unzurei~hende Struktun'eränderungen 
in Entwicklungsländern 

Eine vierte wichtige Annahme, worauf die Strategie be­
ruhte, war, daß das Wirtschaftswachstum, im Sinne einer 
Expansion des Bruttosozialprodukts in En twicklungSländern 
eine wirtschaftliche Entwick lung in brcitem Ausmaß hervor­
rufen würde. Die St rategie erkannte zwar einen Unterschied 
zwischen Wachstum und Entwicklung. In der Tat wurde be­
tont, daß "qualitative und strukturelle soziale Veränderun­
gen Hand in Hand mit einem schnellen Wirtschaftswachstum 
gehen müssen und, daß bestehende Unterschiede - regio­
nale, se ktora le und .soziale - wesentlich reduziert werden 
müssen" , Weiterhin wurde als eine ausdrückliche Voraus­
setzung genannt, daß solche st rukturellen Veränderungen 
notwendigerweise ein intcgraler Bestandteil dcs Wachstums­
prozesses selbst sein müsscn, daß also "Umverteilung plus 
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Wachstum" der rationale zu verfolgende Ansatz darstelle. 

Es ist jetzt jedoch offensichtlich geworden. daß viele Ent­
wicklungsländer eine auf "Um verteilung plus Wachstum " be­
ruhende EntwickJungsstralegie nicht genug bel':,"t haben. 
A llerdings hätte eine solche Haltung für die bestehende 
sozioökonomische Struktur in vielen Ländern kritische Pro­
bleme hervorgerufen. Das Mißlingen der Durchsetzung der 
in der Strategie vorgesehenen qualita tiven und strukturel­
Icn gescllschaftlichen Veränderungen hatte zur Folge, daß die 
Einkommensunterschiede in vielen Entwick lungsländern grö­
ßer geworden zu sein scheinen , während Armut, Arbeits­
losigkeit, Unterbeschäftigung, Unterernährung und Hunger 
sich ausgeweitet haben. Entwicklung, die jeder Be~'ölkerungs­
schicht reale wirtschaftliche Vortci le verschafft , ve,rlangt eine 
entsprechende strukturelle Veränderung bestehender Gesell­
schaften und kann in vielen Entwicklungsländern offenbar 
nicht einfach einem bloßen Wirtschaftswachstulll auf der 
Grundlage der bestehenden sozioökonomischen Struktur 
überlassen werden. 

Die Schwäche der Strategie bezüglich ihrer Aufg.abe. einen 
Entwicklungsprozeß einzuleiten, muß al~ grundsätzlich der 
Tatsache zugeschrieben werden, daß ihre Grundgedanken 
und Voraussetzungen nicht mit den Realitäten des Weltwirt­
schaftssystems und der NOIwendigkeit übe reinstimmten, die 
Stellung der Entwicklungsländer als abhängiges S,ub-System 
zu vcrändern. Eine andere unbegründete Annahme war dcr 
Glaube, daß die Regie rungen der Verwirklichung dcr Emp­
fe hlungen der Strategie hohe Priorität einräumen würden. 
Obwohl, wie bereits erwähnt, sogar eine volle A.nwendung 
eine unzulängliche Basis zur langfristigen Entwicklung der 
Driuen Welt gewesen wäre, hätte sie jedoch kur.dristig den 
Entwicklungsländern eine wichtige Umcrstützun,g in ihren 
Bestrebungen geleistet, die Auswirkungen der Wirtschafts­
krise auf ihre Entwicklungsprogramme zu begrenzen. 

Die neue internationale Wirtschaftsordnung 

Die Ineffektivität der Internationalen Entwicklungsslrategie 
halle schon während ihrer ersten überprüfung nach zwei 
Jahren durch die UNCfAD und andere UN·Orga.nisationen 
im Jahre 1973 Anlaß zur Sorge gegeben. besonders unter 
den Entwiek~ngs ländern. Während der VI. Sondersitzung 
der Vollversammlung im April 1974 war die Weltwirtschaft 
Zeuge einer dramatischen Veränderung des öko:nomischen 
Kräfteverhältnisses infolgc der Aktivitäten der Mitglieder der 
Organisation der erdölexportierenden Länder (OPEC) und 
auch des Auftr2tens einer weitverbreitetcn, in den entwickel­
ten marktwirtschaftlichen Ländern. konzentriel"ten Wirt-
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schaftskrise, einer Krise. die für die Entwicklung in der Drit­
ten Welt ei nen ernstcn Einbruch zu verursachen drohte. 
Als Ergebnis dieser Ereignissc in der (kapitalistischen, d. 
Red.) Welt wurde das Bedürfnis nach radikalen Verände· 
rungen des institutionellen Rahmens der intcrnationalcn 
Wirtschaftsbeziehun!!en weitgehcnd anerkannt. Die An­
nahme der Resolutionen 320 1 (S-VI) und 3202 (S-VI) dureh 
die Vollversammlung, die die Deklaration und das Aktions­
programm über die Errichtung einer Neuen Internationalen 
Wirtschaftsordnung enthielten. stellte eine formelle Aner­
kennung des Bedürfn isses nach solchen institutionalen Vcr­
ände rungen von Seiten der I nternationalen Gemeinschaft 
dar. In dieser Hinsicht unterscheiden sich, ja kontrastieren 
d ie De kl aration und das Aktionsprogramm von dem in der 
Strategie fes tgelegten Ansatz. Die Herangehensweisc der 
Strategie war eigentlich ein Versuch, dem Problem der Eni­
wicklung inncrhalb des bestehenden institutionellen Rahmens 
durch e ine Reihe von ähnliche n Maßnahmen beizukommen, 
d ie dazu bestimmt waren. den Ent\l,icklungsländcrn einen 
größeren Anteil' an den Vorteilen der Wirtschaftsexpansion 
dcr Indust rieländer zu verschaffen. Die Deklaration und das 
Aktionsprogramm sind im Gegensatz dazu ein Versuch. dcn 
inst itutionellen Rahmen selbst umzustrukturieren. 
Dieser Unterschied im Herangchen an das Problem der Ent­
wicklung war nicht unbedingt offensichtlich, da das Aktions­
programm die meisten politischen Bestimmungen der St rate­
gie enthält , wobei noch Maßnahmen zur Veränderung be· 
stehender institutioneller Strukturen hinzukommen. mit dem 
Ziel, das internationalc Wirtschaftssystcm weitaus mehr für 
den Entwicklungsprozeß zu nutzen als es im Augenblick 
möglich ist. Die Deklaration und das Aktionsprogramm sind 
deswegen oft interpretiert worden als eine Bestätigung, ja 
sogar als Bekräfti gung der ursprünglichen Strategie. Diese 
Int~rprctalion übersieht aber den grundsätzlichen Unter~ 

schied im Herangehen an das Entwicklungsproblem. 

Reduktion der Abbängigkeil 

Bevor wir den besonderen Inhalt des Ansatzcs der Deklara­
tion und des Aktionsprogramms und die darin vorgesehe­
nen institutione llen Veränderungen einschätzen, ist es nütz­
lich, die neue Sichtweise der internationalen Hemmnisse 
des Entwicklungsprozesscs zu betrachten, dic die Deklara­
tion vornimmt. Dieses Dokumcnt weist u. a. darauf hin , daß 
die bestehende internationale Wirtschaftsordnung mit einer 
wahren Entwicklung nicht zu vereinbaren iSI , da sie ein Herr­
s<lhaftsve rhältnis verewigt und eine daucrnde Ungleichheit 
Und Verschwendung von Ressourcen bewirk t. Eine neue 
Wirtschaftsordnung ist fo lglich notwendig aufgrund "der UI1-
widerruniehen Veränderungen des Kräfteverhältnisses" in 
der Welt. Die Entwicklungsländer sollten daher "einc volle 
und effektive Beteiligung auf der Basis der Gleichheit bei 
der lösung der Weltwirtschaftsprobleme" e rlangen. 
Im Einklang mit diesen neuen Einschätzungen fordert das 
Aktionsprogramm eine wirk liche Souveränität der Entwick~ 
lungsländer über die Verwendung ihrer Rohstoffc, die Kon­
trolle dcr Aktivitäten transnationaler Gesellschaften, die 
Förderung von Produzentenvereinigungen und eine Entwick­
lung auf der Basis kollektiver Eigenständigkeit. Diese He range­
hensweise bedeutet, daß das vorrangige Vertrauen auf die 
"Marktkräfte" , was d ie Übertragung des Wirtschaftswachstum 
der Industrieländer auf Entwicklungsländcr und eine optimale 
internationale Arbe itsteilung sowie eine rationelle Ausbeutung 
der Wcltressourcen betrifft, im Endeffekt überwunden worden 
ist. Stattdessen wird jetzt das Hauptgewicht auf zwei um­
fassende zusammenhängende politische Linien gelegt: erstens 
auf Maßnahmen , um die übermäßige wirtschaftliche Abhän­
gigkeit der Entwicklungsländer zu reduzieren, indem es die­
sen Ländern erlaubt wird, die volle Kontrolle über die Nut­
zung ihrer natürlichen Ressourcen auszuüben; und zweitens 



auf Maßnahmen , um die beschleunigte Entwicklung der 
Länder der Drillen Weh selbst zu fördern. auf der B;llSis des 
Prinzips der kollektiven Eigenständigkeit. 

Was d ie Umstrukturienmg der die internationalen Wirt­
schaflsverhältnissc regelnden bestehenden Institutionen zu­
gunsten der Entwicklungsländer betriffl , bezieht !;ich die 
Kernidee der Dek laration und des Aktionsprogramms- auf 
die zugrundeliegende Annahme, daß solch eine Umstruktu­
rierung nur ' aus e ine r vergröße rten Verhandlungsmachl auf 
Seiten der Entwicklungsländer entstehen kann. Die Vertei­
lung der Vorteile. aus dem wi rtschaftlichen Austausch wi rd 
so nicht mehr als unvermeidliche Auswirkung des Opcrierens 
von Kräften des Marktes begriffe n. Die Kräfte des Marktes 
sind vie lmehr ihrerseits - wie im Konzept der Dek laration 
und des Aktionsprogramms enthalten - eine Widerspiegelung 
der weitaus machtvolleren Position der I.nleressen der ent­
wicke lten Länder im Verhältnis zu denen der Dritten Welt. 

Die Bedeulung der ökonomischen Charta 

In diesem ZUSitmme nhang bet racht!!t, werden die po litischen 
Empfehlungen der ursprünglichen Strategie eher zu Neben­
merkmalen als zu Hauptpunkten eines neuen globalen Heran­
gehens an das Entwiekl ungsproblem. Sowoh l Maßnahmen zur 
Erhöhung de r fi nanziellen Millel, zur Förderung des Markt­
zugangs, zur Erleichtenmg des Transfers von moderner Tech­
nologie unter gerechten und annehmbaren Bedingungen. 
als auch andere in der ursprünglichen St rategie enthaltene 
Maßnahmen bekommen insoweit einen neuen Ste llenwert 
als sie dazu beit ragen, die Zie le der Neuen Internationalen 
Wirtschaftsordnung zu erreichen. Das ist vor allem in dem 
Maße der Fall . wie solche Maßnahmen angemessene st ruk­
turelle Verändenmgen in dem bestehenden institut ionellen 
Rahmen mit sieh bringen oder damit verbunden werden kön-
ne n. 
Die relativ neuen Konzeptionen und Erkenntnisse. diie in der 
Deklaration und de m Aktionsprogramm über ei ne Neue In­
ternationale Wirtschaftsordnung enthalten sind. sind auch in 
der du rch die XX IX . UN-Vollversamm lung angenommene 
Charta der wirtschaftlichen Rechte und POichten der Staaten3 

(Resolution 3281) e nthalten. Die Charta wurde 'mn der 
Vollversammlung als ,.ein effektives Instrument zur Errieh­
Iong eines neuen Systems von in temation:ilen wirtschaft li­
ehen Beziehungen auf der Grundlage der Gerechtigkeit, der 
souveränen Gleichhe it und der gegenseitigen Interessen der 
entwickelten und Entwicklungsländer"" vorgesehen. In ihrer 
Priiambel betont die Charta u. a. die Notwendigkeit von 
Maßnahmen zur Förderung von strukturellen Veränderungen 
in der Weltwirtschaft und der Verstärkung der wirtschaft ­
lichen Unabhängigkeit der Entwicklungsliinder zur Errei­
chung ihrer Ziele. 
Viele dt:r in der Charta fe stgesetzten Maßnahmen. einsch ließ­
lich der Kontrolle und überwachung der Aktivitäten von 
transnationalen Gesellschaften inne rhalb nat ionaler G renzen, 
des Rechts der Staaten, an Organisationen \"on Rohstoff­
produzenten teilzunehmen. und des Rechts aller Staa. ten voll 
und effe ktiv an den internationalen Entscheidungsprozessen 
bei der LöSl.:.lg von weltwirtschaftli chen , Finanz- und Wäh­
rungsproblemen tei lzunehmen, sind offe nsichtlich dazu be­
stimmt, die Macht der Entwicklungsländer bei Verh andlun­
gen mit den Industrieländern zu erhöhen . und dabei den be­
stehenden Abhängigkeitsstatus der Entwicklungsländer zu 
reduzieren. Die Chart a ist somit .ein wichtiges Hil fsinstru­
ment der internationalen Bemühungen zur Errichtung einer 
Neuen Internationalen WirtSChaftsordnung. 
Die Resqlution 3362 der VII . Sondersitzung der 'Vollver­
sam mlu ng über Entwick lung und in tern~t ionale wirtschaft­
liche Zusammenarbeit' weicht etwas im Charakter '\Ion den 
drei anderen oben besprochenen Dokumenten ab. Während 

die letzteren sich mi t der groben Strategie der internationa­
len Entwick lungspol iti k und mit Maßnahmen beschäftigen. 
sowohl was den kurlfrisfigcn als auch den langfristigen 
strukturellen Charakter der Durchfü hrung der Strategie be­
trifft , befaßt sich die Resolution über Entwicklung und inter­
nationale wirtschaftliche Zusammenarbeit fast ausschließlich 
mit sofort zu ergreifenden Maßnahmen. 
1m allgemeinen spricht die Resolution nochmals die Ver­
pflichtung der Internationalen Gemeinschaft zur frühen Be­
handlung von in Be tracht kommenden ode r während der Ver­
handlungen sich ergebenden zentralen Problemen in jedem 
der Hauptsektoren des internationalen Handels und der Ent­
wicklungspoli tik an. Die einstimmig angenommene Resolu ­
tion ha t der UNCTAD und anderen internationalen Orga­
nisatione n einen Anstoß gegeben. konk rete Ziele der in der 
Strategie und im Aktionsprogramm über die Neue Interna­
tionale Wirtschaftsordnung enthaltenen Konzeptionen in An­
griff zu nehmen. Sie ste llt aber keinen ne uen analytischen 
Rahmen fü r ei ne effektivere internationale Entwicklungs­
strategie dar. ( ... ) (fo rtsetzullg folgt) 

(Quelle: Development & Socio-Economic Progress. Kairo, 
Nr. 111 977 . S. 9- 15) 

Anmerkungen der Redaktion: 
1) Wortlaut in: D. Noh1enfF. Nuscheler. Handbuch der Dritten 

Welt, Band I. Hamburg 1974. S. 49-69 
2) Gemeint ist die VI. Sondersitzung der Vollversammlung der 

Vereinten Nationen. die eine Erklärung und ein Aktionspro­
gramm zur Errichtung einer Neuen Intemationalen WirtSchafts­
ordnung beschloß. Wortlaut in: Blätter für deutsche und interna­
tionale Politik. NT. 6 und 7f l 974 

3
4
1 Wortlaut in AlB, NT. 4f l 97S 

Wonlaut in: Entwicklungspolitik. M3teria lien Nr. 49, Bonn, Juni 
1975 
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Rezensionen 

Palästina • 
FUmwochen 

Ab Apri l/Mai cJ. J. laufen in einer Reih\! von Orten der Bundcsrc­
publik , u. a. in München. Stultgart und Köln, Palästina-Filmwochen 
an, deren Ziel in der Informierung einer breiteren Offentlichkeit 
über Unterdrückung und Widerstand des arabischen Volkes von 
Palästina gesehen wird. Die gemeinsam vom 
Antiimperialbtisdlen Solidariliitskomilee (ASK) und dem 80nneT 
Filmverleih Cu.~ Ten.: in Zusammenarbeit mit der Bonner Informa­
ti01WlteUe Pllliistinlil und dem Münchner Paliistina-Komitee veran­
stalteten PAL,xS11NA-FllMWOCHE N. 1948-1 978. 30 Jah", PII­
liistinafrage im Film 
bieten ein ansehnliches Rcpertoir \'on insgesamt elf Palästina-Filmen 
arabischer und westeuropäischer Autoren. Das Programm enthält 
überwiegend geschicht liche und ak tuelle DokumentarfiJme. 
Einen gerafften historischen Abriß von der osmanischen Despotie in 
Palästina über die britische Mandutsherrschaft und die ihr verbündete 
zionistische Siedlungsbewegung bis hin zum Junikrieg Israels 1967 
gibt Jean Vianneys ansehnlicher Film 8 etrug de!l Vertrauens (1974). 
Ein von israe lischen Truppen im Oktober 1956 gegen !:in arabisches 
Dorf verübtes Massaker und die ihm folgende Geri<:htsfarce sind 
Gegenstand des packenden Spielfilms des libanesischen Regisseul"li 
Borhan Alaouye mit dem Ti tel KIIfr Kassrm (1974). Eine gelungene 
Synthese von histo rischem Rückblick und aktuellen Szenenaus· 
schnitten zur politisch-sozialen Situation in Israel stellt die Produk­
tion von M. VoszJA. Hielscher/ H. J . Weber dar: G ... ~ttbtes t..nd -

Kartelmacht 
in Brasilien 

Internat ionale Konzerne bilden heute das dominierer..de StruklUr­
merkmal de r kapitalistischen Weltwirtschaft. Das Problembewußt­
sein für ihre Bedeutung gerade in den Winschaftsbezi.!hungen zwi­
schen kapitalistischen Industrienationen und EntwieklUIlgl>ländern ist 
in den 70cr Jahren beträchtlich gewachsen. Dennoch ist es aufgrund 
der Operalionsweise de r "Multis" nicht immer einfach, ihr Vorgehen, 
ihre Methoden und Prak tiken bei der Beeinnussung v(m Wirlschaft 
und Poli tik in der Dri tten Welt zu durchschauen. Vor diesem Hinter­
grund gewinnt das Buch 
Kurt Rudotf Mirow, Oie Diktatur der Kartell .... Zum B e~"Pi ... 1 RntSi~ 
lien - Materialien :wr Vermadltung des Wehmllrkts. r ororo-aktucll 
Nr. 4187, Reinbek 1978, 173 5., DM 6,80 
e ine besondere Bedeutung. Als Mitinhaber eines mi ttleren brasiliani­
schen Elektrounternehmens ist Mirow Sot' lbst ein Opfer des Drucks. 
den mult inationale Konzerne auf kleinere Konkurrenten entfalten 
können. Freilich sieht er ihr Wirken vielfach aus der Perspektive des 
mi ttelständis<=hen Unternehmers. dessen primäres IntcJessc auf die 
eigene ökonomische Entfal tung. nich t. jedoch auf die überwindung 
der kapitalistischen Produk tionsverhältnisse - de ren dgenes Erll ­
wicklungs resuhat die Zusammenballung wirtschaft licher Potenz und 
poli tiSCher Macht is t - gerichte t ist. Dies muß beim Lr:sen des vor· 
liegenden Buches beachtet werden. Jedoch ist Mirow ein P.,lfadcfall 
dafiir, wie heute Teile der nationale" Rourgt."O isie in den Ländern der 
Dri tten Wel t in Widerspruch zu den großen internatiomlen Mono-
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1s~1 Z'O'isc:hen Tl1Ium und Wirklichkeit (1<)73). In den Mittelpunkt 
rückt das keineswegl> ulltypische .xhicksal der alten arabisch-palä­
stinensischen Gemeinde Ikrit. deren Bewohner \'\)n den israelischen 
Behörden unter dem Vorwand einer ,.vnrubcrgehendcn·· U,nsied­
lung venrieben wurden und Tauscnde auch judischer Demokraten 
für ihr Recht auf Rückkehr in ProtestmanifesllItionen gegen die 
RegierungspoJitik mobilisieren. Vom Schicksal und der Lage pal:i­
stinensischer Flüchtl inge handelt der - nach einem Buch des 1973 
ennordeten Palästinenser-Dichters Ghassan Kanafan! gedrehte - Oe­
wegende Spielfilm des ägyptl!;chen Regisseurs Tewfik SaJch Die 8 0:'. 
trogO:' nen ( 1973), der in das Beispiel dn:ie r vertriebener Palästinen­
ser einmündel. die als Betrogene eineR symlxllhaften Tod auf einer 
MüIJhalde vor den Toren des ölreichen Kuweit erleiden. Von der 
Diskriminierung und Bedrohung paläS!inensischer flüchtlin ge lO.ie 
ihrem Widerstandskampf in Palästina bzw. dem Süd-Libanon han­
deln auch die Dokul\lelliarfilme Kampf um den Buden (1977 ). Ruf 
des Bodens ( 1975). Dn Olivenbaum (1975), ZionistisdIe Aggres­
sion ( 1972), Sanaoud (1973) und Die Palästinenser ( 1975). HÖC hst 
beeind ruckend ist schl ießlich ein unter der Regie Fr~nz Lehmkuhls 
entstandener Dokumentarfilm von 1977 mit dem Titel Rlishidi"lI : 
Naeh der Zerstörung Tel al -Zataars. in des!iC1l höllische Belagerung 
zurückgeblendet wird, hatten in Rashidiya zahlreiche Oberlebende 
eine neue Bleibe gefunden. Doch auch hier gehören die Bedrohung 
durch israelischen Artilleriebeschuß bzw. Bombenangriffe und Zer­
störung ebenso zum Alltag wie die hilfreiche Integration der m:ucn 
Flüchtlinge in die Lagergemeinschaft. Doch für alte wie neue Lager­
insassen hnn Rashidhiya nur eine Bleibe sein, Zwh;ehenaufenthalt 
auf dem Rückweg in ihre Heim;!t Palästina ... 
Den Veranstaltern dieser Filmwochen ist zu .... ünschen. daß eil! 
Schrill hin zur Objektivierung des Palästinabildes in der bundes­
deu tschen Offe.nt lichkcit getan werden möge. Auf jeden Fall können 
solche kUlturpolitische Inhimiven Impuls rur das Werden einer 
Palästina-Solidaritälsbewegung ueh hierzulande sein. W. Bronß(!r 

polen und dami t zu den bestehenden Strukturen der kapita listischen 
Weltwirtsch;;ft gerate-n und zu vehementen Verfechtem der Ein­
schränkul,lg und Kontrolle der Macht der Mult is werden können. 

In jahrelangen Recherchen hat Mirow vCl"liucht. der Zerstörung der 
mittelständischen lndustriel""eige. besonders in Brasi lien. auf den 
Grund zu gehen. Dabci hat er eine Fülle "on Be ... ·cismßterial über 
die KartelIierung des Weltmarktes und der brasilianischen Wirtschaft 
durch internationale Firmenkonsortien zu~mmengetragen .... 'as sein 
Buch zu einer Fundgrube \'on oftmals bislang unbekannten Beispie­
len für das Treiben der Multis macht. Neben der Ans""ertung Offi­
zieller und offiziöscr Untersuchungsberichte aus 9 Ulndem und von 
internationalen Organis:ltionen zicht Mirow vor allem Unterlagen au; 
einer Fülle von Prozessen heran. die bislarcg gegen multinationale 
Konzerne geführt wo rden sind. Gerade die erdrüekcnde Be .... cisla.~t 
hat den Verfasser des öfteren mit den Kon7.c rnen sclb!; t und auch 
mit dem brasi lianischen Regime. das ja bekanntlich dem Auslands­
kapital Tür und Tor geöffnet hat. in Konnikt gebracht. Wenige Tage 
nach Erscheincn wurde die brasilianische Ausgabe des vorliegenden 
Buches vt'rboten. 

Den Hauptak"lcn t lcgt de r Verfasser auf den durch das Wirken inter­
nationaler Konzerne ausgelooten RuinienJOgsprozeß der einheimi­
schen Industrien in Entwicklungsländern. Am deutilliertesten ist 
seine Beschäftigung mit dem internationalen ElektrokartelI. Dabei 
wird der Untersuchung der westdeutschen Elektrogigamen Siemens 
und AEG großer Raum eingeräumt. Ein Beispiel von vielen: Minutiös 
zeigt Mirow. wie das Instrumentarium jener Konzerne selbst ver­
suchten :) icbstahL Bombcnattemate und physische Drohungen nicht 
ausschl ießen, wenn es gilt, ihrem Handeln fre ie Bahn zu schaffen. 
Siemens, AEG-Te le: ~nken und ß ß C haben für 50Jche Zwecke in 
Brasilien eigens einen speziell. 1 "Kampffonds·· geschaffen, in den 
2 % der Verkaufscrlösc ihrel ,h. rch Prcisabspracht'n kartellierten 
Produkte nießen. Ober ein unübc !"loid" liche5 Gestrüpp der per$l.'­
ne llen Interessenverfilzung reicht ih· \ 1'" weit in den br:lsi liani· 
schen Staalsappart hinein. 
Mirows Buch ist keine streng 5Ozial- oder wirtschaftswissensehoft ­
liche Unlersuchun,S. Es ist aber geeignet. einem breiten Publikum 
einzelne SeiteIl (leI' Rolle der intcrnatiooalen Konzerne durch­
schaubarzu machen. R. Fall 



Kurzinformationen 

Iran -BRD 
Noch vor dem I. Ausschuß der XXXII. UN-Vollvcrsamm]ung Mn 

26. 10. 1977 erklärte R. v. Wcchmar: "Die Bundesrepublik leg\ 
sich größte Zurückhaltung auf dem Gebiet der Waffel1Cxponc~ auf . .. 
Die Bundesregierung wird auch in Zukunft bei dieser resuiktiven 
Rüstungscllportpolitik bleiben.'- (Bulletin, Bonn, NT. 120/29. Il. 
1977) Die Wirklichkeit sicht indessen ganz anders aus. Ein gigami­
sches RÜSlungsgeschäfl mit dem Iran in Höhe von insgesamt 6 Mrrl 
DM wurde in diesen Tagen 1x:kannl (zu de r bisherigen militärischen 
Zusammenarbeit BRD- Iran siehe A lB-Sonderdruck, NT. 2 / 1977). 
Damit wi rd die enorme Aufrüstung des Iran durch die Westmächte 
wei ler vorangetrieben. Ein Vertrag über die Lieferung von sechs 
U-Booten (Slückpreis etwa 150 Mio DM), der durch die zu 74,9 % 
dem Bund gehörende HowaldlswerkefDeutsl:;he Werft AG und an­
dere BRD-Unternehmen ausgefü.hrt werden soll, wurde inz:wischen 
unterreichnet. Aufträge [ür weitere zehn U-Boote, 18 Freganen. 
19 Minenjagdboote. 18 Schnellboote, eine komplette Werft und den. 
Ausbau der Marinesehule sollen folgen (Berline r Extra Dien:;t (ED), 
14.3. 1978). Da die Flotte mit modernster Elektronik ausgestattet 
ist, soll auch die Ausbildung der Besatzung in der BRD erfo lge'n. 

Bei diesem neuerlichen Rüstunj;$geschäft übergeht die Bonner 
Regierung nicht nur, daß im Iran jede opposit ionelle B(:wegung 
brutal un terdrückt wird, sondern auch. daß das Schah-Regime sein 
Militär gegen die Befreiungsbewegungen im arabischen Raum, z. B. 
in Oman, einsetzt. Der nationale Ausverkauf durch die Rüstungspo­
litik des Schah-Regimes und seine Mißachtung der elemeniarsren 
Menschenrechte stoßen bd der iranischen Bevölkerung auf wachsen­
den Widerstand. Nach da blutigen Unterdrückung der Massen­
demonst ration in Täbris im Februar d. J. hat sich die PTote,stbewe­
gung inzwischen auf 16 Städte ausgedehnt. 

Guatemala 
In Guatemala fanden am 5. 3. 1978 Präsidentschaftswahh:n stall . 
Von über 3 Mio Bürgern im wahlfähigen Alter wurden nur 1,8 Mio 
als WahlbereChtigte anerkannt . von denen lediglich 800 000 von 
ihrer Stimme GebrJuch machten. Protegiert von der einneimiscnen 
Oligarchie und den ansässigen US-Konzeme n waren drei Militärs 
als ' Kandidaten zugelassen. General Romeo Lucas Grarcia von der 
rechtsgerichteten Koalition der Revolutionären Partei und aer in­
stitutionellen Partei gewann mit 272 000 Stimme n, Oberst Alfredo 
Enrique Peralta Azurdia erhielt 22 1 000 und General Ricardo 
Peralta Mendez 168 000 Stimmen. Bei de r fehlenden absoluten 
Mehrheit bedurfte es der Bestät igung durt:h den Kongreß, die je­
doch von oppositione lle"" u. a. christdemokratischen Abgeordneten. 
unte r dem Vorwurf des Wahlbetruges boykottiert wurde. Di.:se Ein­
schätzung hatte die illegale Guatemaltekische Partei der Arbeit 
(PGT) bereits vor den Wahlen getroffen .und deshalb dazu aufge­
rufen, die Wahl zu boykott ieren oder ungültig zu stimmen. Auf jeden 
Fall ist die geringe Wahlbeteiligung von nur 30 % eine klare Absage 
an die herTSl,:henden Militärs (vgl. A iB 511977 und 3/ 1978). 

Kam~ -Vietnam 
Obwohl die Regierung der Sozialistischen Republik Vietnam bis 
heute ihre Position der Beendigung der Feindseligkeiten an der 
vietnamesisch+kampucheaniscnen G renze dureh Verhandlunl~e n bei­
behalten hat (Vgl. Dokumentation und Hintergrund in: AlB 4/1978), 
SClZt Kampuchea seine bewaffnet en Provokationen fort. Am 18.f I9. 
Män wurden über 100 Menschen, vor allem Frauen, Kinder und 
Greise. bei überfallen kampueheanischer Truppen auf vi,~lname­
sische Gren7.dörfer getöte t. Bereits am 14. Män hatten 1000 kampu­
cheanische Soldaten die kleine Fischersladt Ha Tien dem Erdboden 
gleichgemacht. Na\:h Angaben des Volkskomitees der Provinz Tay 
Ninh sind vom 24 . September 1977 bis Ende Februar 1978 .allein in 
dkscm Gebiet 1028 Menschen bei Angriffen Kampucheas getötet 
worden; 15 Ortschaften der Grenzprovinz wurden bisher evakuiert. 
Vietnamesische Truppen haben die Eindringlinge jedesrnal mil 
Unter:stülZung der Luftwaffe zurückgeschlagen; gleichzeitig warnte 
die SRV-Regierung Kampuchea vor einer weiteren Eskalal:ion der 
Feindsel igkeiten. andernfalls habe es die Folgen seiner Konfron­
tationspolitik zu tragen. 

Festivalbeweglll!l 
Vom 2.-3. Män 1978 fand in Berliß die 4. Tagung des Iniernationa­
len Vorbereitungskomitees ( IVK) für die Xl. Weltfestspiele der 
Jugend und Studenten in Havanna stall. Dort wurde das Progranun 
des Festivals verabschiedei. Als Vertreier der BRD waren Qaus 
Proft (Sprecher des Arbei tskreises FeSlival- AKF) und Rudol! Schar­
ping (Mitglied der Sprechergruppe der Koordinierungsgruppe - KOG) 
anwesend. Die im Initialivaussclluß zusammengefaßlen Mitglieds­
o rganisationen von AKF und KOG trugen vor dem Plenum der 
4. IVK-Tagung eine gemeinsame Rede vor, in der die politischen 
Orientierungspunkte des bundesdeutschen Redebeitrages auf der 
3. IVK-Tagung in Havanna bekräftigt wurden (Wortlaut in AlB 
8f 1977). Weiter wurde hervorgeho.ben: "Es wi rd uoscre gemeinsame 
Aufgabe sein, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß das Pr0-
gramm der Tage in Havanna auf der Grundlage der 3. IVK die 
Vielfalt der unterschiedlichen Inte ressen zum Ausdruck bringt und 
eine gründliche Behandlung der einzelnen Themen möglich machi." 
Die 4. IVK-Tagung benannte die politischen Themen der einzelnen 
Tage des Festivals, darunter die Solidari tät mit dem Kampf der Völ­
ker des südlichen Afrika, mit den arabischen Völkern, besonders 
dem Volk von Palästina. das Einueten für Entspannung, Sicherheit 
und internatio nale ZuSammena.rbei t, für die Beendigung des Wett­
rüstens, die Solidarität mit den Völkern Lateinamerikas und der Ka­
ribik, besonders dem chilenischen Volk, Solidarität mit dem Kampf 
der Völker der Drillen Welt, der Kampf um eine neue Weltwirt­
schaftsordnung, Solidarität mit dem Kampr der Jugend der kapita~ 
lis tischen Länder und schließlich die Selbstdarstellung der Jugend des 
sozialistischen Kuba. 

Siilliches Afrika - UND 
Am 21. März 1978, dem Jahrestag des Sharpevi lle-Massakers der 
südafrikanischen Rassisten (1960: 68 Tote), wurde das lIIt_tio..-R 
And-Aputheid-JaIU' der Vereinten Nationen eröffnet. ·lhm hatte im 
Dezember 1977 in der UN.vollversarnmlung auch die Venretung 
der Bundesregierung zugestimmt; desgleichen in gesonderten Erklä­
rungen Mille Män d . J. die Vorsitzenden der Bonner Regierung<;­
parteien, die zugleich zur "friedlichen" Beseitigung des Apartheid­
systems aufriefen. Von einer Aufkündigung der Kollaboration war 
allerdings nicht die Rede. Wie die Anli-Apartheid-Bewegung (AAS) 
in einer Stellungnahme bilanziert , klellerten im Zeitraum 1976n7 
die bundesdeutschen Kapitalinvestitionen in der Republik Südafrika 
( RSA) von 4 auf 6 Mrd DM, die staa tlichen Hermesbürgschaften 
von 800 Mio auf 3,8 Mrd DM, wurden die rriilitärische und nukleare 
Zusammenarbeit nichl reduZiert. Während die AAS und das Anti­
imperialistische Solidaritätskomitee. (ASK) für das kommende Jahr zu 
verstärktem Widerstand gegen die Bonner Stützungspraktiken zu­
gunsten der Rassisten-Regimes und zur materiellen Solidarität mit 
den Befreiungsbewegungen aufriefen (zum ASK-Morogoro-Projckt 
siehe A iB 3/ 1978), warnte CSU-Vorsitzender F. J. Strauß vordem 
"als ,Befreiungskampr getarnten Terror ' wie jedweden ihn unter­
slützenden " politischen Agita toren". Entschieden wies.er die Ausru­
fung eines " Anti-Apartheidjahr:s" von sich, zeuge dies doch von 
"einer fatalen Einseitigkeit und von einer geflihrlichen Blindhei t". 
Schließlich gehe es der nieht unter der Apartheid in der RSA leben­
den schwarzen Bevölkerung Afrikas " unvergleichlich schlechter" 

(PressemiHeilung der Deutschen Gesellschaft für die Ve reinten 
Nationen, 18. 3. 1978). 
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